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Menschliches Wohlbefinden und Fihigkeiten, soziale Gerechtigkeit
Zusammenfassende Empfehlungen

Der Transformationsbereich ,,Menschliches Wohlbefinden und Fahigkeiten, soziale Gerechtigkeit™ stellt die
soziale Dimension der Nachhaltigkeit und ihre Bedeutung fiir die Transformation zur Nachhaltigkeit in den
Fokus. Damit die Transformation zur Nachhaltigkeit gelingt, gilt es, die Rahmenbedingungen zu schaffen, um
das Individuum selbst zu unterstiitzen und zu beféhigen, mit den Herausforderungen der Nachhaltigkeitstrans-
formation umzugehen und diese fiir sich zu gestalten, geeignete Strukturen und Institutionen weiterzuentwi-
ckeln und aufzubauen, sowie die gesamtgesellschaftlichen Kapazititen zu stirken. Denn die Transformation
muss aktiv und selbstbestimmt von allen Menschen mitgestaltet werden.

Die Bundesregierung plant daher die folgenden Schritte:

—  Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Politikbereichen und Sektoren auf Bundes-, Lénder- und
Kommunalebene sollen im Sinne einer ganzheitlichen Politikgestaltung noch mehr in den Fokus gertickt
werden.

—  Auf Bundesebene soll deshalb die ressortiibergreifende Zusammenarbeit vertieft werden. Hierfiir sollen
Formate etabliert werden, die eine Berlicksichtigung von Kernaspekten der sozialen Dimension in allen
Politikfeldern anstreben.

—  Zur Forderung einer gesundheitsforderlichen Gesamtpolitik soll eine ressortiibergreifende Arbeitsgruppe
Vorschlédge fiir die Starkung des ,,Health in All Policies“-Ansatzes auf Bundesebene erarbeiten.

—  Strategien und Forderrichtlinien des Bundes sollen stérker auf die Férderung der sozialen Dimension der
Nachhaltigkeit ausgerichtet werden.

—  Soziale Innovationen sollen fiir eine proaktive und innovationsgetriebene Gestaltung von Transformati-
onsprozessen hin zu einer nachhaltigen Entwicklung genutzt werden.

—  Vorhandene Strukturen sollten genutzt werden, um Zukunfts- bzw. Schliisselkompetenzen iiber Bildung
fiir nachhaltige Entwicklung aufzubauen und Soziale Innovationen zu beférdern. Nachhaltige Angebote
der Aus-, Fort- und Weiterbildung sollen ausgebaut werden, damit alle Menschen iiber die notwendigen
Fahigkeiten zur Gestaltung der Transformation zur Nachhaltigkeit verfiigen.

—  Das Regierungshandeln im Bereich der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit sollte einen lebensweltli-
chen Ansatz verfolgen, der sich an den unterschiedlichen Lebensrealitdten, Bediirfnissen und Interessen
der Menschen orientiert.

—  Wichtige Bausteine auf Bundesebene sind die aktive Einbeziehung von jeweils betroffenen Zielgruppen
im Rahmen der Konzipierung und Implementierung von Maflnahmen, die Verfolgung von aufsuchenden
MaBnahmen und partizipativen Ansétzen in der Forschung sowie eine verstirkte themeniibergreifende
und vernetzte Ansprache von Zielgruppen.

—  Auch im Bereich der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (DNS) sollten biirgerzentrierte Ansétze verstarkt
in den Blick genommen werden. Die Bundesregierung beteiligt sich am ,,Gemeinschaftswerk Nachhal-
tigkeit™.

—  Um eine ,,Kultur der Nachhaltigkeit* mit breitem gesellschaftlichen Riickhalt zu verwirklichen, wird eine
zielgruppenspezifische Nachhaltigkeitskommunikation angestrebt.

—  Auf globaler Ebene sollen internationale bzw. globale Foren und Formen der Zusammenarbeit oder des
,,Peer Learning* verstérkt genutzt werden.

—  Um die globale Gesundheit zu fordern, soll der One Health-Ansatz im Rahmen der ,,Strategie der Bun-
desregierung zur globalen Gesundheit“ einen groferen Stellenwert erhalten. Das ressortiibergreifende ,,in-
formelle Netzwerk One Health* soll priifen, welche Mallnahmen geeignet sind, um die Umsetzung des
One Health-Ansatzes deutlich voranzubringen.

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsfithrung sowie ein forderliches Umfeld auf nationaler und
internationaler Ebene sind unabdingbar, um die Transformation nachhaltig zu gestalten.
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Einfiihrung

Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (DNS) bildet den zentralen Rahmen fiir die deutsche Nachhaltigkeitspolitik
und die Umsetzung der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (VN). Die Bundesre-
gierung bekennt sich zu ihrer Verantwortung fiir die Umsetzung der Agenda 2030 auf drei Ebenen: in Deutsch-
land, mit internationalen Partnern und in internationalen Organisationen und Gremien. Die DNS orientiert sich an
den 17 Zielen fiir nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) der Agenda 2030 und beruht
auf einer ganzheitlichen Betrachtung von Nachhaltigkeit, die 6konomische, 6kologische und soziale Aspekte
gleichrangig beriicksichtigt.

Zur Halbzeit der Agenda 2030 besteht groflerer Handlungsbedarf denn je. Laut dem SDG-Fortschrittsbericht des
VN-Generalsekretérs erfolgt die bis 2030 notwendige Transformation zur Nachhaltigkeit nicht in der nétigen
Geschwindigkeit und Tiefe. Um die Ziele noch erreichen zu kdnnen, miissen die wichtigen Zukunftsherausforde-
rungen noch konsequenter angegangen werden. Zugleich ist die Transformation zur Nachhaltigkeit in Deutsch-
land gleichwohl eine groe Chance, um Krisenbewéltigung und -vermeidung, wirtschaftliche Erholung, soziale
Gerechtigkeit und Umweltschutz erfolgreich zu verbinden. Laut der DNS sind fiir die Zielerreichung Fortschritte
in den folgenden sechs Transformationsbereichen von besonderer Relevanz: ,,Menschliches Wohlbefinden und
Fahigkeiten, soziale Gerechtigkeit®, ,,Energiewende und Klimaschutz®, , Kreislaufwirtschaft”, ,Nachhaltiges
Bauen und Verkehrswende®, ,,Nachhaltige Agrar- und Erndhrungssysteme® und ,,Schadstofffreie Umwelt“. Es ist
vorgesehen, dass die einzelnen Transformationsbereiche auch bei der Weiterentwicklung der DNS bis Ende 2024
eine hervorgehobene Rolle spielen werden.

. Menschliches Wohlbefinden und Fahigkeiten, soziale Gerechtigkeit

Trotz des Grundsatzes der Gleichrangigkeit der 6konomischen, dkologischen und sozialen Dimensionen der
Nachhaltigkeit ist der Transformationsbereich 1 —,,Menschliches Wohlbefinden und Féhigkeiten, soziale Gerech-
tigkeit™ der einzige, der sich spezifisch mit der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit befasst. Ungeachtet dessen,
spielt die soziale Komponente in vielen Handlungsfeldern der DNS eine wichtige Rolle. Eine nachhaltige Ent-
wicklung gelingt nur, wenn in einem multidimensionalen, integrierten Ansatz soziale, 6kologische und 6konomi-
sche Gesichtspunkte gleichermalien adressiert werden.

Wie keine andere Generation zuvor hat die jetzige das Wissen und die Moglichkeiten, ihre Zukunft nachhaltig zu
gestalten. Das Wohlergehen aller Menschen heute und in Zukunft steht im Mittelpunkt einer so verstandenen
nachhaltigen Entwicklung. Es gilt, die Grundrechte und -bediirfnisse jedes Menschen zu sichern, ihn vor existen-
ziellen Gefahren zu schiitzen, seinen Wohlstand zu férdern und ihn zu nachhaltigem Handeln zu befédhigen. Diese
Aufgabe stellt sich in einer Vielzahl von Politikbereichen. Dementsprechend erfordert sie eine integrierte und
systemische Perspektive auf Nachhaltigkeit. Handlungsleitend ist dabei stets der Grundsatz der Agenda 2030
,leave no one behind“ (LNOB) — die Ermdglichung der aktiven und selbstbestimmten Teilhabe aller Menschen.

Menschliches Wohlbefinden héngt wesentlich mit der personlichen Gesundheit zusammen, die ein selbstbestimm-
tes Leben und die Teilhabe an Bildung sowie am Wirtschafts- und Gesellschaftsleben unterstiitzt (SDG 3: Ge-
sundheit und Wohlergehen). Gesundheit ist somit ein wichtiger Schliissel fiir eine nachhaltige Entwicklung von
Gesellschaft und Wirtschaft. Die Erfahrungen der COVID-19-Pandemie verdeutlichen die besondere Relevanz
von Gesundheit fiir alle Bereiche des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens. Wesentlich fiir das Errei-
chen des SDG 3 sind nachhaltige und leistungsstarke Gesundheitssysteme und der breite Zugang zur allgemeinen
Gesundheitsversorgung sowie zu qualitativ hochwertigen Gesundheitsdienstleistungen. Daher gilt es, den Zugang
zu diesen hohen Versorgungsstandards und die Teilhabe der Bevdlkerung am Gesundheitswesen zu stdrken.
Schliissel dafiir sind unter anderem die Modernisierung der Versorgungsstrukturen, die Férderung der individu-
ellen und organisationalen Gesundheitskompetenz und die Verstirkung der Anstrengungen im Bereich Gesund-
heitsforderung und Privention, auch durch den Erhalt einer gesunden Umwelt.
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Stellungnahme aus der Dialoggruppe

»Zur Bewdltigung der Herausforderungen, die die nachhaltige Transformation fiir die Gesellschaft und jedes
einzelne Individuum mit sich bringt, ist Bildung ein zentraler Schliissel. Dabei ist das gesamte Bildungssystem
gefordert, eine Engfiihrung auf die berufliche (Weiter-)Bildung muss daher vermieden werden. Die Transfor-
mation betrifft nicht nur die Arbeitswelt und damit Anforderungen an die berufliche Aus- und Weiterbildung,
sie beriihrt auch die alltégliche Lebensfiihrung aller Biirger*innen.*

Deutscher Volkshochschul-Verband, DVV

Im Sinne der Starkung menschlicher Fahigkeiten stellt Bildung die Basis fiir ein selbstbestimmtes und verantwor-
tungsbewusstes Leben dar (SDG 4: Hochwertige Bildung). Sie tragt maB3geblich zu Wohlstand und Teilhabe jedes
und jeder Einzelnen bei und fordert gesellschaftlichen Zusammenhalt und Fortschritt. Deutschland setzt sich daher
auf allen politischen Ebenen fiir die Forderung und Weiterentwicklung hochwertiger Bildungsangebote ein. Dabei
soll eine chancengerechte, inklusive und gendertransformative Bildung von der friihen Bildung bis ins Erwach-
senenalter erreicht werden, die die Dimensionen ethnische und kulturelle Zugehdrigkeit, Religion, Weltanschau-
ung, Behinderung, Alter, Geschlechtsidentitit und sexuelle Orientierung sowie soziale Herkunft mit einbezieht.
So koénnen Rollenbilder und Stereotype kritisch hinterfragt und ein diskriminierungsfreies Umfeld geschaften
werden, um strukturelle Ursachen von Ungleichheiten nachhaltig zu iberwinden. Ziel ist es, dass Kinder, Jugend-
liche und Erwachsene unabhéngig von Geschlecht, ethnischer und kultureller Zugehorigkeit, Religion, Weltan-
schauung, Behinderung, Alter, Geschlechtsidentitit, sexueller Orientierung sowie sozialer Herkunft ihr volles
Potential realisieren konnen. Dies erfordert unter anderem vielfiltige Angebote entlang der gesamten Bildungs-
kette und insbesondere der beruflichen und akademischen Aus- und Weiterbildung, eine funktionierende Aus-
und Weiterbildungsforderung sowie die Integration von Bildung fiir nachhaltige Entwicklung (BNE) in allen Bil-
dungsbereichen.

Zur Forderung sozialer Gerechtigkeit verfolgt die Bundesregierung zudem das Ziel, soziale Ungleichheit best-
mdglich zu begrenzen, um die soziale Teilhabe fiir alle zu verbessern und den sozialen Zusammenhalt zu stirken
(SDG 10: Weniger Ungleichheiten). Dafiir miissen unter anderem Menschenrechte geachtet, Arbeit angemessen
entlohnt, soziale Sicherung bewahrt und ausgebaut, geschlechtsspezifische Ungleichheiten bekdmpft und gesell-
schaftliche Strukturen, die sozial benachteiligte Personengruppen daran hindern, ein selbstbestimmtes Leben zu
fiihren, iiberwunden werden. In Deutschland sind die Biirgerinnen und Biirger grundsétzlich iiber das Sozialver-
sicherungssystem abgesichert, das ihnen bei Krankheit, Unfall, Pflegebediirftigkeit, Arbeitslosigkeit oder im Alter
zur Verfligung steht.

Nachhaltige Entwicklung kann nicht gedacht werden ohne Mechanismen fiir eine friedliche Austragung von Kon-
flikten, ohne die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit und ohne gute Regierungsfiihrung (SDG 16). Die rechtliche
und politische Legitimation staatlichen Handelns ist unerldsslich fiir die Achtung und den Schutz der Wiirde des
Menschen und der Menschenrechte.

Il. Die Arbeit des Transformationsteams

Mit dem DNS-Grundsatzbeschluss vom November 2022 wurden fiir jeden der sechs Transformationsbereiche
sowie fiir den Hebel ,,Internationale Verantwortung und Zusammenarbeit* Transformationsteams in der Form
zeitlich begrenzter ressortiibergreifender Projektgruppen eingerichtet. Die Bundesregierung hat sich fiir diese
neuen Formate der Zusammenarbeit entschieden, um in den Transformationsbereichen ressortiibergreifend und
unter Einbindung externer Expertise mit konkreten Schritten schneller voranzukommen.

Der Bericht zum Transformationsbereich ,,Menschliches Wohlbefinden und Féhigkeiten, soziale Gerechtigkeit*
wurde gemeinsam von dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS), dem Bundesministerium fiir
Bildung und Forschung (BMBF) und dem Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG) unter Beteiligung des Aus-
wartigen Amts (AA), des Bundesministeriums fiir Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL), des Bundesministeri-
ums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), des Bundesministeriums der Justiz (BMJ), des Bun-
desministeriums fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) und des Bundes-
ministeriums fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) erstellt und baut auf einer themati-
schen Aussprache des Staatssekretirsausschusses fiir nachhaltige Entwicklung am 27. Mérz 2023 auf. Am Ent-
stehungsprozess beteiligt waren zudem der Rat fiir Nachhaltige Entwicklung (RNE), die Wissenschaftsplattform
Nachhaltigkeit 2030 (wpn 2030) und die im September 2022 wiederberufene Dialoggruppe des Staatssekretérs-
ausschusses fiir nachhaltige Entwicklung. Die Beteiligung der einzelnen Institutionen erfolgte in Form von digi-



Drucksache 20/8050 —6— Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

talen Austauschformaten im Mérz und April 2023. Dariiber hinaus wurden das Positionspapier des Parlamentari-
schen Beirats fiir nachhaltige Entwicklung (PBnE) sowie schriftliche Stellungnahmen des RNE und aus der (er-
weiterten) Dialoggruppe bei der Erstellung des Transformationsberichts berticksichtigt.

Die offentlichen Haushalte und Sozialleistungssysteme werden durch den Transformationsbericht nicht prajudi-
ziert. In dem Bericht aufgefithrte MaBnahmen oder daran ankniipfende zukiinftige Mafinahmen, die finanzielle
Belastungen oder personelle Mehrbedarfe fiir den Bundeshaushalt zur Folge haben, prajudizieren weder die lau-
fenden noch kiinftige Haushaltsverhandlungen. Etwaige Mehrbedarfe durch aufgefiihrte MaBBnahmen oder daran
ankniipfende zukiinftige Mafinahmen sind — vorausgesetzt, es besteht hierfiir eine Kompetenz des Bundes — von
den betroffenen Einzelplidnen innerhalb der geltenden Haushaltsansdtze und innerhalb des Stellenplans bei der
Aufstellung des jeweiligen Bundeshaushalts zu decken.

lll. Zielsetzung und Struktur des Berichts

Der vorliegende Transformationsbericht verfolgt zwei Ziele: Zum einen werden Vorschldge unterbreitet, wie die
Beriicksichtigung der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit in allen Transformationsbereichen der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie gestiarkt werden kann. Es gilt, die soziale Dimension als Querschnittsthema wirksam in
alle Transformationsbereiche zu integrieren und eine sozialvertragliche Gestaltung aller MaBBnahmen zu gewahr-
leisten. Zum anderen wird mit dem Bericht angestrebt, Fragen der sozialen Dimension einen hdheren Stellenwert
innerhalb der DNS einzurdumen. Dazu werden Perspektiven aufgezeigt, wie die Arbeit der Bundesregierung zu
Fortschritten im Transformationsbereich ,,Menschliches Wohlbefinden und Féhigkeiten, soziale Gerechtigkeit™
beitragen kann.

Der Bericht stellt in Kapitel A zundchst die iibergreifenden Leitfragen sowie die Herausforderungen und Hebel
des Transformationsbereichs dar. In Kapitel B werden bestehende und geplante Maflnahmen und Vorhaben der
Bundesregierung aufgegriffen, die auf die Starkung individueller, institutioneller und gesellschaftlicher Ressour-
cen fiir die Transformation zur Nachhaltigkeit im Transformationsbereich abzielen. In Kapitel C ,,Neue Wege und
Aktivititen” werden die im Rahmen der Arbeit des Transformationsteams erarbeiteten Empfehlungen, Hand-
lungsansitze und Vorhaben flir den Transformationsbereich dargestellt. Diese fokussieren drei Schwerpunktthe-
men des Transformationsbereichs ,,Gesundheit vernetzt gestalten®, ,,Aus- und Weiterbildung® und ,,Teilhabe fiir
alle®, bei denen ressortiibergreifende Schnittstellen und wirksame Ansatzpunkte fiir die Transformation zur Nach-
haltigkeit exemplarisch identifiziert wurden.

Beziige zu den einschlidgigen DNS-Indikatoren sowie zu den Hebeln zur Unterstiitzung der sechs Transformati-
onsbereiche sind in den einzelnen Kapiteln anlassbezogen dargestellt. Im Vordergrund steht dabei die nationale
Perspektive, um den mit dem Transformationsbereich einhergehenden Herausforderungen in Deutschland gebiih-
rend Rechnung zu tragen. Die internationale Ebene ist angesichts des Geltungsbereichs der Agenda 2030 und der
globalen Dimension bestehender Herausforderungen und Krisen elementar. Auf sie wird in den jeweiligen Kapi-
teln gesondert eingegangen.
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Ablauf der Erarbeitung

03/2021 Beschluss DNS 2021, Festlegung Transformationsbereiche

10/2022 Einrichtung des Transformationsteams (TT) ,,Menschliches Wohlbefinden und Fiahigkeiten,
soziale Gerechtigkeit™

03/2023 Diskussion mit der Wissenschaftsplattform Nachhaltigkeit 2030
03/2023 Grundsatzdiskussion im StS-Ausschuss fiir nachhaltige Entwicklung
04/2023 Diskussionen mit der Dialoggruppe und dem Rat fiir Nachhaltige Entwicklung

07/2023 Beschluss im StS-Ausschuss fiir nachhaltige Entwicklung, Vorlage ans Bundeskabinett
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Schwerpunktthemen der Arbeit des Transformationsteams

Im breiten Themenspektrum des Transformationsbereiches ,,Menschliches Wohlbefinden und Féhigkeiten, so-
ziale Gerechtigkeit™ hat das Transformationsteam in drei Schwerpunktthemen ressortiibergreifende Schnittstel-
len und wirksame Ansatzpunkte fiir die Transformation zur Nachhaltigkeit identifiziert und weitere Handlungs-
bedarfe skizziert:

1. Gesundheit vernetzt gestalten

Gesundheit als korperliches, psychisches und soziales Wohlergehen ist ein hohes individuelles und gesell-
schaftliches Gut. Gesundheit wird durch fast alle Politikbereiche mit beeinflusst, sodass interdisziplinire, in-
ternationale und multilaterale Ansétze der Politikgestaltung immer wichtiger werden. Die Wechselwirkungen
zwischen verschiedenen Politikbereichen und Sektoren miissen aktiv angegangen und mit einem Ansatz iiber-
greifend bearbeitet werden, der ,,Gesundheit in allen Politikfeldern (,,Health in All Policies®, HiAP) in den
Mittelpunkt stellt. Auch miissen die Erfahrungen aus der COVID-19-Pandemie zur Vermeidung zukiinftiger
Pandemien stirker beriicksichtigt werden. Entscheidend ist, anzuerkennen, dass zwischen der Gesundheit von
Mensch und Tier keine scharfe Grenze verlduft und dass Gesundheit mit dem Zustand von Okosystemen und
Klima zusammenhingt. Der One Health-Ansatz erkennt diese Zusammenhénge an und verfolgt ein sektoren-
iibergreifendes, integratives Verstdndnis und Management von Gesundheitsrisiken. Gerade die Schnittstelle
Mensch-Tier—-Umwelt ist von zentraler Bedeutung, um die Ursachen von Gesundheitsrisiken und auch die
gesundheitlichen Auswirkungen von Naturzerstdrung sowie des Klimawandels zu verstehen. One Health heif3t:
Silo-Denken iiberwinden, diszipliniibergreifend zusammenarbeiten und praventiv handeln. Dementsprechend
gilt es, Malnahmen im Sinne des One Health-Ansatzes gestarkt, gebiindelt, koordiniert und ressortiibergreifend
weiterzuentwickeln.

2. Aus- und Weiterbildung

Um die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Innovationspotentiale der Transformation zur Nachhaltigkeit
zu heben, sind entsprechende Schliisselkompetenzen sowie Bildungszugéinge entlang der gesamten Bildungs-
kette erforderlich. Dabei kommt dem Erwerb von Nachhaltigkeits-Literacy im Rahmen der Aus- und Weiter-
bildung sowie der informellen und non-formalen Bildung eine herausragende Rolle zu. Zukunftskompetenzen
im Sinne der OECD sind die Kompetenzen, die wir heute bendtigen, um unsere Ziele zu erreichen: Um vorbe-
reitet und kompetent fiir 2030 zu sein, miissen sich die Lernenden befdhigen, ihr Wissen sowie ihre Fihigkeiten,
Haltungen und Werte in kohérentes und verantwortungsbewusstes Handeln umzusetzen, das die Zukunft zum
Besseren verdndert. Zukunftskompetenzen ermdglichen es Menschen, komplexe Herausforderungen zu bewél-
tigen. Eine innovative und zukunftsorientierte Aus-, Fort- und Weiterbildung qualifiziert bedarfsgerecht die fiir
die dkologisch-technologische Transformation dringend benétigten Fachkréfte. Ein wichtiger Baustein fiir die
Entwicklung von Zukunftskompetenzen ist ihre strukturelle Implementierung im deutschen Bildungssystem
und ihre Vermittlung im Rahmen von Bildung fiir nachhaltige Entwicklung (BNE) in der Breite. Ein weiterer
wichtiger Bestandteil guter Bildung fiir alle ist die individuelle Aus- und Weiterbildungsforderung, die auch
sozial benachteiligte Gruppen, Frauen, Minner, Trans- und Homosexuelle, Menschen mit Behinderung, Altere
und Jiingere, Menschen aus anderen Kulturen und mit unterschiedlichen Religionen erreichen sollte.

3. Teilhabe fir alle

Das ,,leave no one behind“-Prinzip der Agenda 2030 richtet den Blick auf jede(n) Einzelne(n) und nimmt ins-
besondere jene Personen und Bevolkerungsgruppen in den Blick, die am stirksten benachteiligt sind. Der The-
menschwerpunkt ,, Teilhabe fiir alle” zielt darauf ab, alle Teile der Bevolkerung und insbesondere sozial be-
nachteiligte und schwer erreichbare Gruppen zu befahigen, starker an der Gesellschaft teilzuhaben und von den
Ergebnissen der Transformation zur Nachhaltigkeit zu profitieren. Zielgruppen, die am stérksten von der Inan-
spruchnahme unterschiedlicher Unterstlitzungsmafnahmen und -angebote profitieren wiirden, miissen verléss-
lich erreicht und ihre Teilhabe gefordert werden. Mogliche Bausteine, um allen Menschen in unserer Gesell-
schaft eine gleichberechtigte Teilhabe zu ermdglichen, sind die Partizipation von Biirgerinnen und Biirgern an
Entscheidungsprozessen, zielgruppenspezifische Angebote, aufsuchende Maflnahmen sowie eine zielgruppen-
orientierte Ansprache.
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Kapitel A
Herausforderungen und Hebel

. Die soziale Dimension der Nachhaltigkeit

Der Transformationsbereich ,,Menschliches Wohlbefinden und Fahigkeiten, soziale Gerechtigkeit™ bildet schwer-
punktméBig die soziale Dimension der Nachhaltigkeit ab. Sie spielt im Sinne einer integrierten und systemischen
Perspektive auf Nachhaltigkeit auch in anderen DNS-Transformationsbereichen eine bedeutende Rolle. Denn fiir
die erfolgreiche Bewiltigung gesellschaftlicher Transformationsprozesse ist die Einbeziehung der sozialen Di-
mension in die Wirkzusammenhénge in den jeweiligen Transformationsbereichen, das heifit der Blick auf die
Potenziale von Individuen und Gesellschaften, von groBler Bedeutung. So bestehen enge Verkniipfungen zu den
weiteren Transformationsbereichen immer dort, wo neue Kenntnisse und Fihigkeiten, aber auch Angste, Einstel-
lungen und Wertvorstellungen von Biirgerinnen und Biirgern Voraussetzungen, Hemmnisse oder Treiber der
Transformation zur Nachhaltigkeit sind. Eine entsprechende Beriicksichtigung der sozialen Dimension sollte da-
bei beinhalten, in allen Transformationsbereichen die Gewihrleistung sozialer Rechte und gesellschaftlicher Teil-
habe sowie die Vermeidung der Benachteiligung einzelner Gesellschaftsgruppen zu verfolgen.

Stellungnahme aus der Dialoggruppe

,Der Transformationsbereich ,,Menschliches Wohlbefinden und Féhigkeiten, soziale Gerechtigkeit™ ist zwar
der einzige, der explizit die soziale Dimension nachhaltiger Entwicklung thematisiert. In allen anderen Berei-
chen ist diese aber ebenfalls verankert. Auch sollten mogliche Wechselwirkungen und Synergieeffekte mit
MaBnahmen aus anderen Transformationsbereichen benannt werden.*

Verband Entwicklungspolitik und Humanitédre Hilfe, VENRO

Die SDGs der Agenda 2030 verfolgen auch soziale Zielsetzungen. Im Kontext des Transformationsbereichs
,»Menschliches Wohlbefinden und Féhigkeiten, soziale Gerechtigkeit™ sind insbesondere die folgenden SDGs im
Fokus:

— SDG 1: Keine Armut

— SDG 3: Gesundheit und Wohlergehen

— SDG 4: Hochwertige Bildung

— SDGS5:  Geschlechtergleichstellung

— SDG 8: Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum
—  SDG 10: Weniger Ungleichheiten

—  SDG 12: Nachhaltiger Konsum und nachhaltige Produktion
— SDG 16: Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen

— SDG 17: Partnerschaften zur Erreichung der Ziele

Erklartes Ziel im Transformationsbereich ist es dabei, die gesellschaftliche Teilhabe fiir alle Menschen zu verbes-
sern. Alle Menschen in unserer Gesellschaft miissen die Transformation aktiv und selbstbestimmt mitgestalten
konnen. Dies umfasst das Recht und die Moglichkeit fiir jede(n) Einzelne(n), sich in allen Bereichen des Lebens,
ob politisch, sozial, in der Bildung, kulturell oder wirtschaftlich, zu beteiligen. Die Gewahrleistung von Teilhabe
umfasst auch die stérkere Berilicksichtigung der Belange von Menschen mit Behinderungen und die Sicherstellung
digitaler Teilhabe — des Zugangs aller Menschen zu digitalen Technologien und Informationen.

Teilhabe zu ermoglichen, erfordert sowohl eine aktive Befdhigung und Erméchtigung auf individueller Ebene als
auch die Ausgestaltung geeigneter institutioneller, struktureller und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen.
Wichtige Voraussetzungen sind in diesem Zusammenhang eine leistungsfahige 6ffentliche Daseinsvorsorge so-
wie die Gewihrleistung von Chancen- und Verteilungsgerechtigkeit. So ist etwa der umfassende Zugang zu Bil-
dung, zu einer leistungsfahigen Gesundheitsversorgung und zu anderen Sozialleistungen zentral. Partizipation in
der Forschung kann dazu beitragen, gesellschaftlich tragfdhige Losungen zu erarbeiten. Gefordert werden Teil-
habe und gesellschaftlicher Zusammenhalt zudem durch starke soziale Beziehungen. Sie tragen dazu bei, dass
sich Menschen in schwierigen Situationen unterstiitzt und getragen fiihlen und fungieren somit als Schutzfaktor
gegen soziale Isolation und Einsamkeit.
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Stellungnahme aus der Dialoggruppe

,»Die Verbidnde der Freien Wohlfahrtspflege teilen die Einschitzung [...], dass eine sozial gerechte Nachhaltig-
keitstransformation nur gelingen kann, wenn die Wirkungszusammenhéange 6kologischer, technologischer und
O0konomischer Herausforderungen vernetzt betrachtet werden und gemeinsam an Losungen gearbeitet wird. Es
ist aus unserer Sicht essentiell, dass alle Menschen unserer Gesellschaft einbezogen und an der Ausgestaltung
der Transformation aktiv und selbstbestimmt beteiligt werden miissen.

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, BAGFW

Vor diesem Hintergrund orientiert sich der Transformationsbericht an den folgenden Leitfragen:

Wie konnen alle Menschen in unserer Gesellschaft im Sinne eines lebensweltlichen Ansatzes zu einem guten,
nachhaltigen Leben mit hohem Wohlbefinden befdhigt werden?

Welche institutionellen, strukturellen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen miissen vorhanden sein,
um dieses Ziel zu erreichen?

Herausforderung: Ungleichheiten

Die bestehenden Ungleichheiten innerhalb von und zwischen Staaten stellen zentrale Hemmnisse fiir die Errei-
chung der Ziele der Agenda 2030 dar. Sie haben sich in den letzten Jahren zudem noch weiter verschérft. Erstmals
seit mehr als 20 Jahren haben extremer Reichtum und extreme Armut gleichzeitig zugenommen. Zudem hat die
COVID-19-Pandemie in vielen Landern massive Riickgénge bei Beschéftigung und Einkommen sowie einen An-
stieg der sozialen Ungleichheit ausgelost. Internationale Herausforderungen lassen sich nur gemeinsam und durch
eine verstarkte internationale Zusammenarbeit bewiltigen. Wéhrend sich die Agenda 2030 an alle Staaten richtet,
sieht die Bundesregierung eine besondere Verantwortung der fithrenden Industrie- und Schwellenlédnder, wenn es

d

arum geht, die Agenda 2030 mit Leben zu fiillen.

Auch in Deutschland sind Ungleichheiten beziiglich der Verteilung von Einkommen und Vermdgen erkennbar.
Der Sechste Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung (6. ARB) stellt auf Grundlage aller vorliegenden
Datenquellen fest, dass die Einkommensungleichheit bis etwa 2005 angestiegen und seitdem relativ konstant ge-

b
3

lieben ist. So verfiigte die obere Hilfte der Verteilung im Jahr 2017 {iber 70 Prozent und die untere Hélfte iiber
0 Prozent aller Einkommen (ARB 2021, S. 44). Allerdings zeigte sich am oberen Ende der Einkommensvertei-

lung, dass 7 bis 8 Prozent der Bevélkerung iiber mindestens das Doppelte des mittleren Aquivalenzeinkommens
verfligten, fiir etwa 2 Prozent der Bevolkerung war es sogar mindestens das Dreifache (ARB 2021, S. 47).

Internationale Herausforderungen im Transformationsbereich

Zur ,Halbzeit* der Agenda 2030 bleiben grole Herausforderungen bestehen. Ohne einen Schub an Engage-
ment, Solidaritit und transformativem Handeln werden wir die Kernziele der Agenda 2030 — Armut beenden,
Ungleichheit verringern und die Umwelt schiitzen — verfehlen. Globale Krisen haben uns weit zuriickgeworfen,
doch bereits vorher blieb der Umsetzungsstand hinter dem Zeitplan zuriick. Daher ist eine Kursanpassung not-
wendig — in Deutschland und international.

Die COVID-19-Pandemie hat die Weltgemeinschaft bei der Erreichung des SDG 3 — Gesundheit und Wohler-
gehen stark zuriickgeworfen. So hat der Fokus auf Pandemiebewiltigung die Basisgesundheitsversorgung in
nationalen Gesundheitssystemen, die oftmals bereits vor der Pandemie unzureichend ausgestattet waren, stark
beeintrachtigt und zu einem Riickgang von Routineimmunisierungen gefiihrt. Auf globaler Ebene zeigte die
COVID-19-Pandemie Liicken in der weltweiten Kapazitit zur Pandemiepriavention, -vorsorge und -reaktion
auf und legt Ungleichheiten im Zugang zu medizinischen Gegenmafinahmen wie Impfstoffen, Medikamenten
und Tests offen. Menschen in Landern mit niedrigen und mittleren Einkommen sowie in fragilen und humani-
taren Kontexten waren hiervon besonders betroffen. Ferner flihrte die COVID-19 Pandemie zum ersten Anstieg
extremer Armut seit 1998 und zur groB3ten Bildungskrise aller Zeiten. 2022 lebten bis zu 685 Millionen Men-
schen in extremer Armut, eine dramatische und inakzeptable Entwicklung. Weltweit haben 244 Millionen Kin-
der und Jugendliche keinen Zugang zu Bildung. Es wird erwartet, dass die Bildungsarmut in Folge der pande-
miebedingten SchlieBung von Bildungsinstitutionen steigt.

Das Vermdgen ist in Deutschland deutlich ungleicher verteilt als das Einkommen. So besalen Personen in der
oberen Hilfte der Verteilung etwa 99,5 Prozent des Gesamtvermdgens (ARB 2021, S. 44). Die 10 Prozent der
Bevolkerung mit den geringsten Vermogen hatten hingegen ein negatives Vermogen, weil ihre Schulden hoher
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als ihre Vermogensbestéinde waren (ARB 2021, S. 44). Die stirkste Ungleichverteilung der privaten Vermdgen
konnte 2008 beobachtet werden (ARB 2021, S. 47). Im Anschluss war sie bis 2018 auf einem weiterhin hohen
Niveau leicht riickldufig (ARB 2021, S. XV). Bei der Verteilung von Einkommen und Vermdgen bestehen au-
Berdem auch geschlechtsbezogene Ungleichgewichte, die es zu beriicksichtigen gilt.

Grundsitzlich kdnnen gesellschaftliche Unterschiede als gerecht wahrgenommen werden, wenn sie auf dem Leis-
tungsprinzip beruhen oder abweichende individuelle Praferenzen reflektieren. Die Akzeptanz von Unterschieden
erfordert eine Ubereinkunft iiber die Prinzipien der Chancen-, Leistungs- und Verteilungsgerechtigkeit. Dabei
spielt die soziale Mobilitdt eine zentrale Rolle: Je weniger eine erreichte Position von vorgegebenen Umstédnden
und der Herkunft abhingig ist, desto eher kann eine Gesellschaft als leistungs- und chancengerecht angesehen
werden (ARB 2021, S. XVI).

Der 6. ARB verdeutlicht, dass sich die soziale Mobilitdt sehr unterschiedlich entwickelt: In den oberen sozialen
Lagen herrscht grof3e Stabilitit, wiahrend es Personen aus den mittleren Lagen weiterhin vielfach gelingt, aufzu-
steigen. Fiir Personen aus den unteren sozialen Lagen sind die Aufstiegschancen seit den 1980er Jahren hingegen
kontinuierlich gesunken (ARB 2021, S. XVIII). Laut dem 6. ARB hat die finanzielle Ausstattung der Eltern einen
gewichtigen Einfluss auf die Perspektiven der Nachkommen. Denn je hoher das Einkommen der Eltern war, desto
hoher ist im Durchschnitt das Einkommen der nichsten Generation. Allerdings erreichen auch viele Menschen
weiterhin deutlich hhere Einkommenssituationen als ihre Eltern (ARB 2021, S. XVIII).

Der 6. ARB stellt dariiber hinaus fest, dass sich die sozialen Ungleichheiten auch im Bereich Gesundheit deutlich
manifestieren. So hat zwar die mittlere Lebenserwartung ab Geburt iiber die letzten 25 Jahre insgesamt und fiir
alle untersuchten Einkommensgruppen zugenommen, aber es bestehen deutliche Unterschiede zwischen den Ein-
kommensgruppen. Dies ist auch darauf zuriickzufiihren, dass in Deutschland nach wie vor Biirgerinnen und Biir-
ger mit niedrigerem sozialen Status hdufiger von chronischen Krankheiten und gesundheitlichen Beschwerden
betroffen sind. Auch schlagen sich héhere gesundheitliche Risiken und Belastungen im Kindesalter hiufig in
gesundheitlichen Einschrankungen in spiteren Lebensjahren nieder. Im gesundheitsrelevanten Verhalten zeichnet
sich ein dhnliches Bild ab. Ebenso gilt das soziale Gefille bei chronischen Erkrankungen, vor allem bei Erwach-
senen: Im Erwachsenenalter kommen bis auf wenige Ausnahmen (etwa Allergien) die meisten chronischen
Krankheiten in den niedrigen soziodkonomischen Statusgruppen haufiger vor. Internationale Studien sehen ins-
besondere im Tabakkonsum, in ungiinstigem Erndhrungsverhalten und Bewegungsmangel, in geringerer Bekannt-
heit und Nutzung von Moglichkeiten und Angeboten der Gesundheitsvorsorge sowie grofleren Belastungen im
Lebens- und Arbeitsumfeld wichtige Griinde fiir den Fortbestand sozialer und damit auch gesundheitlicher Un-
gleichheit (ARB 2021, S. 364ff bzw. 376ff). Ein wesentlicher Gesundheitsfaktor ist auch das Wohnumfeld, etwa
die Luft- und Larmbelastung sowie die Frage, ob es Griin in der Umgebung gibt.

Auch stellt der 6. ARB fest, dass die soziale Segregation, d.h. die ungleiche Verteilung von Bevdlkerungsgruppen
im Stadtgebiet — etwa durch die Konzentration von Haushalten mit niedrigem Einkommen in bestimmten Stadt-
teilen — partiell angestiegen ist. Dabei ist sie in vielen ostdeutschen Stddten besonders stark ausgeprégt. Familien
mit Kindern sind zudem in besonderem Mafle von sozio6konomischer Segregation betroffen (ARB 2021,
S. 327 f.). Hier kommt dem lebensweltlichen Ansatz im Sinne der Sozialraumorientierung eine besondere Be-
deutung zu.

Stellungnahme aus der Dialoggruppe

»Wie das Hintergrundpapier anerkennt, ist gute Bildung von ungeheurem Wert. Sie erdffnet Moglichkeiten,
gibt Aufstiegschancen und ermdglicht jedem und jeder eine selbstbestimmte Teilhabe an der Gesellschaft. In
kaum einem anderen Industrieland ist Zugang zu guter Bildung jedoch so sehr von der sozialen Herkunft ab-
hingig wie in Deutschland. Eine Transformation des deutschen Bildungssystems ist daher langst tiberfallig und
unausweichlich.*

Forum Umwelt und Entwicklung

Der Bildungsbericht ,,Bildung in Deutschland 2022 zeigt zudem, dass der Abbau sozialer Ungleichheiten in den
Schullaufbahnen eine gro3e Herausforderung bleibt. Schiilerinnen und Schiiler aus sozial benachteiligten Eltern-
hiusern besuchen demnach deutlich seltener eine hoher qualifizierende Schulart als Gleichaltrige mit hohem So-
zialstatus. Eine spiirbare Entkoppelung von erreichten Kompetenzen und sozialer Herkunft 1dsst sich in den letzten
20 Jahren nicht feststellen. Jugendliche mit niedrigem Sozialstatus bleiben am Ende der Schullaufbahn fast 3-mal
so hdufig ohne Schulabschluss und erreichen nicht einmal halb so oft eine Hochschulzugangsberechtigung wie
Jugendliche mit hohem sozio6komischen Status (Bildungsbericht 2022, S. 10).
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DNS-Indikatoren fiir Soziale Gerechtigkeit

Mehrere Indikatoren der DNS betreffen das Themenfeld der sozialen Gerechtigkeit. So wird die Verteilungs-
gerechtigkeit mithilfe des Indikators 10.2 ,,Gini-Koeffizient des Einkommens nach Sozialtransfers* gemessen.
Der Gini-Koeffizient ist ein MaB der relativen Ungleichheit und kann einen Wert zwischen null und eins an-
nehmen. Je kleiner der Gini-Koeffizient ist, umso gleichméaBiger ist das Einkommen verteilt. Wie in den ver-
gangenen Jahren entsprach der Gini-Koeffizient des verfiigharen Aquivalenzeinkommens fiir Deutschland
(2022: 0,288) nahezu dem Wert fiir die Europdische Union (EU) (2022: 0,296), das heif3t, es gab nur geringe
Unterschiede in der Einkommensverteilung zwischen Deutschland und der EU. Der Gini-Koeffizient des ver-
fiigbaren Aquivalenzeinkommens lag klar unter dem Gini-Koeffizienten des Aquivalenzeinkommens vor So-
zialleistungen (0,288 zu 0,353). Erwartungsgemél lag der Gini-Koeffizient des Markteinkommens deutlich
héher (0,497 in 2019), was bestitigt, dass Sozialleistungen, -versicherungen und Steuern in Deutschland er-
heblich zum Abbau von Ungleichheiten beim verfiigbaren Einkommen beitragen.

Zur Messung der Begrenzung von Armut werden die Indikatoren 1.1.a ,,Materielle Deprivation* sowie 1.1.b
,»Erhebliche Materielle Deprivation* herangezogen. Materielle Deprivation beschreibt den unfreiwilligen Ver-
zicht auf ausgewéhlten Konsum aufgrund finanzieller Probleme und den Mangel an bestimmten Gebrauchsgii-
tern aus finanziellen Griinden. Die (erhebliche) materielle Entbehrung trifft fiir alle Menschen zu, deren Haus-
halt von neun vorgegebenen Kriterien, welche die finanziellen Einschrinkungen des Haushalts widerspiegeln,
mindestens drei (erheblich materiell depriviert: mindestens vier) erfiillt. Bis zum Jahr 2019 gingen im Zeitver-
lauf die Anteile der Bevolkerung, die von materieller bzw. erheblicher materieller Entbehrung betroffen sind,
in Deutschland leicht zuriick. Dabei lagen die Werte fiir Deutschland stets deutlich unter denen der EU. Im Jahr
2020 waren in Deutschland 13,4 Prozent der Bevolkerung von materieller Entbehrung betroffen. Der Wert liegt
damit knapp liber dem Wert fiir die EU-Bevolkerung von 13,3 Prozent. Die Rate der von erheblicher materieller
Entbehrung Betroffenen in Deutschland lag 2020 mit 5,6 Prozent weiterhin unterhalb des Wertes fiir die EU
von 5,9 Prozent. Zu beachten ist, dass es im Jahr 2020 zu einem Zeitreihenbruch bei EU-SILC gekommen ist,
sodass die Ergebnisse ab 2020 nicht mit den Ergebnissen der Vorjahre verglichen werden kénnen. Zudem
werden die Werte der (erheblichen) materiellen Deprivation ab 2020 vom statistischen Amt der Européischen
Union (Eurostat) ohne das Vereinigte Konigreich (Brexit) berechnet.

Die umfangreichen MafBinahmen der Bundesregierung zur Forderung sozialer Gerechtigkeit in Deutschland
werden in Kapitel B detailliert dargestellt.

lll. Herausforderung: Multiple Systemkrisen

Wie im DNS-Grundsatzbeschluss 2022 festgehalten, befinden wir uns in einer Zeit multipler und miteinander
verwobener Krisen. Die wachsenden Risiken und Herausforderungen des Klimawandels, des Artensterbens und
des Ressourcenverbrauchs treffen auf die Folgen der COVID-19-Pandemie und die Auswirkungen des russischen
Angriffskriegs gegen die Ukraine. Insbesondere die COVID-19-Pandemie hat verdeutlicht, dass diese Krisen sys-
temischer Natur sind und dass solche systemischen Krisen betridchtliche Auswirkungen auf gesellschaftliche
Grundlagen wie Solidaritét, Teilhabe und Vertrauen in Staat und Institutionen haben.

Vor diesem Hintergrund ist es entscheidend, die sozialen Auswirkungen sowie die Verteilungswirkungen dieser
systemischen Krisen zu beriicksichtigen und Maflnahmen zu ergreifen, die einer iiberproportionalen Belastung
einzelner Bevolkerungsgruppen entgegenwirken. So stellen beispielsweise die infolge des Angriffskriegs in der
Ukraine im vergangenen Jahr stark gestiegenen Preise nach wie vor eine grofe Belastung fiir die Menschen in
Deutschland dar. Uberproportionale Teuerungen gab es vor allem bei Lebensmitteln und Energie und damit bei
Giitern fiir die Befriedigung von Grundbediirfnissen. Haushalte mit niedrigem Einkommen sind von diesen Preis-
steigerungen liberproportional betroffen, weil Ausgaben fiir Energie und Nahrungsmittel fiir diese Haushalte oft
einen relativ hoheren Anteil an den Gesamtausgaben ausmachen. Daher sind Spielrdume zur Abfederung der
finanziellen Mehrbelastungen haufig nicht oder nur bedingt vorhanden. In der Folge sind Einschrankungen des
Lebensstandards der einzige Weg, mit den Preissteigerungen umzugehen. Insgesamt fallen krisenbedingte Wohl-
fahrtsverluste in jenen Teilen der Gesellschaft, deren (materielle) Wohlfahrt bereits relativ gering ist, starker aus.
Insofern ist die Krisenbewaltigung immer auch eine verteilungspolitische Aufgabe.



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode ~ 13- Drucksache 20/8050

IV. Implikationen fiir die Transformation zur Nachhaltigkeit

Die Herausforderungen im Zusammenhang mit diesen multiplen, systemischen Krisen sind grof3. Denn es sind
transformative Verdnderungen in allen Bereichen der Gesellschaft erforderlich, um die Krisenfestigkeit von Wirt-
schaft, Gesellschaft und Umwelt zu erhéhen. Grundlage fiir die Bewéltigung dieser Transformationsprozesse sind
die Anpassungskapazititen von Individuen, die durch ihre verfiigbaren Ressourcen und ihre personliche Resilienz
bedingt werden. Eine verminderte Anpassungskapazitdt wird durch die individuellen Lebensumsténde beeinflusst
und kann im Zusammenhang mit sozialer Benachteiligung stehen (BMAS 2021, S. 40"). Sozial benachteiligte
Personen werden dabei als jene Teile der Bevolkerung verstanden, die aufgrund unterschiedlicher Einflussfakto-
ren hdufiger Diskriminierung oder Benachteiligung erfahren. Dabei konnen sie von multiplen Diskriminierungs-
bzw. Benachteiligungsfaktoren betroffen sein, die sich wechselseitig beeinflussen und verstirken kénnen. Rele-
vante Einflussfaktoren fiir soziale Benachteiligung sind u. a. Alter, Armutsrisiko, Aufenthaltsstatus, Behinderung,
Bildungsstand, Geschlecht bzw. Geschlechtsidentitit, Herkunft, Religion, sexuelle Orientierung, Sprachkennt-
nisse, Staatsangehorigkeit und Wohnort. Und auch soziokonomische Faktoren sind fiir individuelle Betroffenhei-
ten, z. B. durch Klimawandelfolgen und Anpassungsstrategien, entscheidend.

Stellungnahme des PBnE

»INoch immer treffen soziale Benachteiligungen mit gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen zusammen. So
sind von Armut betroffene Menschen auch 6fter von Larm, Luftschadstoffen, den Auswirkungen des Klima-
wandels und gerade in Stidten von fehlenden Griin- und Freiflachen betroffen. Vor dem Hintergrund des Kli-
mawandels werden v. a. in Innenstddten die negativen Auswirkungen zunehmen. Hier setzt die Umweltgerech-
tigkeit an.”

Parlamentarischer Beirat fiir nachhaltige Entwicklung, PBnE

Diese Einflussfaktoren konnen dazu fiihren, dass sozial benachteiligte Personen begrenzte Kapazititen zur Be-
wiltigung von Herausforderungen wie Transformationsprozessen oder Krisen aufweisen. Beispielsweise féllt es
Personen mit hohem Einkommen, Berufen in geschlossenen und klimatisierten Rdumen sowie geringen Gesund-
heitsrisiken leichter, sich vor den Auswirkungen des Klimawandels zu schiitzen und Kompensationsmafinahmen
zu ergreifen. Wéhrenddessen sind Personen mit niedrigen Einkommen, Berufen, die die Arbeit im Freien erfor-
dern, sowie hohen Gesundheitsrisiken von den Schiden sowie Anpassungsnotwendigkeiten und den damit ver-
bundenen Kosten- oder Preissteigerungen besonders stark betroffen (BMAS 2021, S. 18).

Stellungnahme des Rates fiir Nachhaltige Entwicklung

,»Gerade Menschen in Regionen und Branchen, bei denen ein starker Strukturwandel stattfindet, sollten gezielt
angesprochen werden, um ihnen Angste zu nehmen und Weiterentwicklungsperspektiven aufzuzeigen.*

Rat fiir Nachhaltige Entwicklung, RNE

Gleichzeitig kommt auch dem subjektiven Empfinden eine bedeutende Rolle bei der Bewéltigung der Transfor-
mation zu: So kann der mit den systemischen Krisen — beispielhaft sei hier die Klimakrise genannt — und den
Transformationsprozessen einhergehende Verinderungsdruck zu groflen Verunsicherungen sowie Verlust- und
Abstiegsdngsten fiihren, die auch ein Risikofaktor fiir die Entwicklung psychischer Erkrankungen sein konnen.
Entsprechende Angste und psychische Erkrankungen kénnen in allen Bevlkerungsschichten verminderte Anpas-
sungskapazititen zur Folge haben. Diesen kann durch Bildung und insbesondere Bildung fiir nachhaltige Ent-
wicklung entgegengewirkt werden, wobei Selbstwirksamkeitserfahrungen und emotionale Kompetenzen eine
wichtige Rolle spielen.

! BMAS (2021). Verteilungswirkungen eines fortgeschrittenen Klimawandels. Forschungsbericht 582.
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Stellungnahme aus der Dialoggruppe

»Im Hinblick auf die Bewiltigung mehrdimensionaler und paralleler Krisen haben sogenannte ,,vulnerable
Gruppen® oft die bendtigten Expertisen, Stirken und Resilienzkapazitdten. IThr Wissen und ihre Losungsvor-
schlidge werden oft tibersehen und nicht wertgeschétzt. Ein Ressourcen-, menschenzentrierter und wertebasier-
ter Ansatz im Rahmen einer nachhaltigen Transformation kann nur gelingen, wenn die Perspektiven und Stim-
men aller Menschen aktiv einbezogen und berticksichtigt werden.*

Global Health Hub Germany

Die thematisierten Herausforderungen legen das Augenmerk insbesondere auf den Handlungsbedarf im Transfor-
mationsbereich 1 und auf die Bedeutung der transformationsbereichsiibergreifenden Beriicksichtigung der sozia-
len Dimension der Nachhaltigkeit, um das Gelingen der laufenden Transformationsprozesse gewahrleisten zu
konnen. In diesem Zusammenhang ist entscheidend, dass die Transformation sozial inklusiv ausgestaltet wird und
alle gesellschaftlichen Gruppen einbezieht. Dafiir miissen die bestehenden Angste der Menschen unabhingig von
ihren materiellen Umstidnden ernst genommen und adressiert werden. Zugleich muss eine positive Vision von
Nachhaltigkeit entwickelt und vermittelt werden, die die Potenziale und Chancen der Transformation aufzeigt,
breite gesellschaftliche Unterstilitzung mobilisiert und so den gesellschaftlichen Zusammenbhalt stirkt.

Dafiir miissen — ganz im Sinne des LNOB-Ansatzes — die am meisten benachteiligten Menschen in der Gesell-
schaft besonders unterstiitzt werden. Gleichzeitig muss auch die Mobilisierung der Bevolkerungsgruppen, die
iiber die notwendigen Ressourcen zur Bewiltigung der Transformation verfiigen, gefoérdert werden. So tragen
gesellschaftliche Gruppen in unterschiedlicher Weise zum Klimawandel bei. Beispielsweise besteht ein Zusam-
menhang zwischen ansteigendem Konsum und ansteigendem Energieverbrauch sowie ansteigenden Emissionen:
je mehr eine Person konsumiert, desto mehr Energie wird verbraucht und desto mehr Emissionen werden verur-
sacht. Im Durchschnitt konsumieren Menschen mit hoheren Einkommen mehr —und sind daher auch pro Kopf
fiir einen groferen Anteil an den Emissionen verantwortlich als Menschen mit geringeren Einkommen (ARB
2021, S. 333). Folglich miissen Verhaltensénderungen insbesondere bei Menschen mit hheren Einkommen er-
wirkt werden, da die Hebelwirkung fiir eine Emissionsminderung hier potenziell grofer ist.

V. Hebel und Losungsansatze

Um den Herausforderungen im Transformationsbereich zu begegnen, gilt es, den unterschiedlichen Lebenswelten
aller Menschen in unserer Gesellschaft mit einem ganzheitlichen Ansatz gerecht zu werden. Dieser lebensweltli-
che Ansatz zielt darauf ab, alle Menschen gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu lassen. Dazu
beriicksichtigt er alle Aspekte des menschlichen Lebens und orientiert sich an den unterschiedlichen Lebensrea-
lititen, Bediirfnissen, Interessen und Angsten der Menschen. Mit dem Ansatz werden die Selbstbestimmung und
Eigenverantwortung von Menschen gestérkt, indem sie dabei unterstiitzt werden, ihre Lebenssituation aktiv zu
gestalten. Um dies erfolgreich zu realisieren, muss auf unterschiedlichen Ebenen angesetzt werden:

Auf individueller Ebene miissen die Grundlagen fiir eine aktive Teilhabe an der Transformation zur Nachhaltig-
keit gelegt werden. Ganz im Sinne der ersten Leitfrage des Berichts gilt es, Menschen durch eine Stirkung ihrer
individuellen Ressourcen zu befdhigen und zu ermichtigen. Dazu gehoren unter anderem die Forderung einer
lebenslangen Lernmotivation und der individuellen Gesundheitskompetenz sowie die verstirkte Vermittlung von
Schliissel- und Zukunftskompetenzen. Menschen sollen dabei nicht nur in die Lage versetzt werden, mit Trans-
formationsherausforderungen umzugehen, sondern diese auch positiv fiir sich zu nutzen (Transilienz). Im Sinne
eines lebensweltlichen Ansatzes sollten dabei insbesondere MaBnahmen verfolgt werden, die die Menschen in
ihren Lebensrealititen aufsuchen.

Stellungnahme des PBnE

»Ziel der Bildungspolitik muss die Befdhigung zu einem selbstbestimmten Leben sein. Zusitzlich sollte es
durch lebenslange Fort- und Weiterbildung ermdglicht werden, bestehende Defizite abzubauen und zukiinfti-
gen Herausforderungen zu begegnen.*

Parlamentarischer Beirat fiir nachhaltige Entwicklung, PBnE

Dariiber hinaus miissen — entsprechend der zweiten Leitfrage des Berichts — durch die Starkung institutioneller
Ressourcen die strukturellen Rahmenbedingungen geschaffen werden, die eine selbstbestimmte Teilhabe an der
Transformation zur Nachhaltigkeit begiinstigen. Darunter fallen der Ausbau von Partizipationsmdglichkeiten in



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode ~15- Drucksache 20/8050

politischen Entscheidungsprozessen, die Bereitstellung von Angeboten der Bildung fiir nachhaltige Entwicklung
entlang der gesamten Bildungskette fiir alle Menschen sowie die gezielte Férderung Sozialer Innovationen.

Des Weiteren ist auch auf gesellschaftlicher Ebene anzusetzen, um ein soziales Umfeld zu schaffen, das die aktive
Teilhabe an der Transformation zur Nachhaltigkeit befordert. Zu diesem Zweck sollten soziokulturelle Aspekte
der Nachhaltigkeit verstérkt in den Blick genommen und der gesellschaftliche Zusammenhalt gestarkt werden. In
diesem Zusammenhang ist beispielsweise die bereits erwidhnte Begleitung der gesellschaftlichen Verdanderungs-
prozesse mit einem positiven Narrativ einer nachhaltigen Zukunft relevant. Dabei ist es wichtig — entsprechend
des lebensweltlichen Ansatzes — verschiedene gesellschaftliche Gruppen adressaten- und bedarfsgerecht anzu-
sprechen und sie bestmdglich zur aktiven Gestaltung der Transformation zur Nachhaltigkeit zu befdhigen. So
gehort zu den aktuellen Herausforderungen auch die Beriicksichtigung des zunehmenden Anteils &lterer Men-
schen an der Gesamtbevolkerung und deren weiteren Ausdifferenzierung, die sich sowohl in einem hoheren Mal3
an Einbringen in die Zivilgesellschaft als auch in einem erhdhten Risiko der Betroffenheit von Altersarmut und
Vereinsamung ausdriickt.

Die erfolgreiche Gestaltung der Transformation zur Nachhaltigkeit im Sinne der Zielsetzung des Transformati-
onsbereichs erfordert, MaBBnahmen auf unterschiedlichen Ebenen im Sinne einer ganzheitlichen Politikgestaltung
zu verfolgen. Ein wichtiger Baustein auf Bundesebene ist in diesem Zusammenhang die Starkung der ressortiiber-
greifenden Zusammenarbeit, die auch mit der Einrichtung der DNS-Transformationsteams verfolgt wird. Die hin-
reichende Einbeziehung der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit in allen Transformationsbereichen setzt vo-
raus, dass Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Politikbereichen und Sektoren auf Bundes-, Lander- und
Kommunalebene aktiv angegangen werden. Dies kann unter anderem erfolgen, indem Formate etabliert werden,
die eine Beriicksichtigung von Kernaspekten der sozialen Dimension in allen Politikfeldern anstreben. Beispiel-
haft ist hier der Ansatz zur Stiarkung von ,,Gesundheit in allen Politikfeldern* (,,Health in All Policies®, HiAP) zu
nennen, der eine entsprechende Strategie der Weltgesundheitsorganisation (WHO) aufgreift. Im Sinne eines ganz-
heitlichen Politikansatzes sollte bei der Entwicklung und Umsetzung von Mallnahmen zudem eine gendersensible
Perspektive eingenommen werden. Denn die Durchsetzung der Frauen- und Méadchenrechte weltweit ist ein wich-
tiger Hebel filir nachhaltige Entwicklung. Die Forderung der Geschlechtergleichheit und der Selbstbestimmung
aller Frauen und Médchen ist mit SDG 5 sowie als Querschnittsthema in der Agenda 2030 fest verankert. Um den
Einfluss von Mehrfachdiskriminierungen beriicksichtigen zu kénnen, ist dabei die Verfolgung eines intersektio-
nalen Ansatzes erforderlich. Denn Geschlechtergleichheit steht in Wechselwirkung mit mehreren Identitdtsmerk-
malen, wie Geschlechtsidentitit, sexueller Orientierung, Alter, Religionszugehdrigkeit und Behinderung. Fiir eine
erfolgreiche Transformation zur Nachhaltigkeit gilt es zudem, junge Menschen zu beteiligen und zu befihigen
und ihre Bediirfnisse und Wiinsche aktiv miteinzubeziehen.

In einem ganzheitlichen Politikansatz sollten auch die Wirkungspotenziale der fiinf prioritiren DNS-Hebel
,Governance®, ,,Gesellschaftliche Mobilisierung und Teilhabe®, ,,Finanzen®, ,,Forschung, Innovation und Digita-
lisierung® und ,,Internationale Verantwortung und Zusammenarbeit* Beriicksichtigung finden. In Anbetracht des
handlungsleitenden Grundsatzes des Transformationsteams, niemanden zuriickzulassen, kommt dem Hebel der
gesellschaftlichen Mobilisierung und Teilhabe eine herausragende Bedeutung zu. Beispielsweise sollten in die-
sem Zusammenhang die Stirkung der Zivilgesellschaft, der Demokratieférderung und des Gemeinwohls als Quer-
schnittsthemen einbezogen werden. Gleichzeitig sollte der Hebel der internationalen Verantwortung und Zusam-
menarbeit genutzt werden, um Wechselwirkungen des eigenen Handelns in anderen Staaten und im eigenen Land
zu beriicksichtigen. Zudem erfordern die globalen Herausforderungen eine wirksame internationale und multila-
terale Zusammenarbeit ergénzt durch strategische Allianzen und themenspezifische Partnerschaften (SDG 17).

Im Zielsystem der Agenda 2030 wird die Bedeutung der Rechtspolitik fiir eine nachhaltige Entwicklung von SDG
16 formuliert: Friedliche und inklusive Gesellschaften fiir eine nachhaltige Entwicklung fordern, allen Menschen
Zugang zur Justiz ermdglichen und leistungsfahige, rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen
Ebenen aufbauen. In Einklang mit dem Bekenntnis der Agenda 2030, die Menschenrechte fiir alle Menschen zu
verwirklichen, baut SDG 16 mit seinen Unterzielen auf universellen Menschenrechtsstandards und -prinzipien
auf und nutzt diese als Umsetzungsmafstab.
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Der Hebel ,,Internationale Verantwortung und Zusammenarbeit*

Der Hebel setzt auf unterschiedlichen Ebenen an:

Handeln in Deutschland mit Blick auf globale Zusammenhénge — Zentrale Voraussetzung ist es, alle Politik-
felder und Entscheidungsprozesse noch systematischer in globalen Zusammenhingen zu denken und sie auf
die Umsetzung der Agenda 2030 auszurichten. Exemplarisch ist hier das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz
zu nennen, das eine verbindliche Regelung von menschenrechtlichen und bestimmten umweltbezogenen Sorg-
faltspflichten von Unternehmen in Deutschland im eigenen Geschéftsbereich und entlang ihrer Lieferketten
schafft. Zudem sind praventive wie auch SchutzmaB3nahmen fiir Opfer von Zwangsarbeit, Arbeitsausbeutung
und Menschenhandel zu nennen. Im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung globaler Gesundheit an der
Schnittstelle zwischen Human-, Tier- und Umweltgesundheit (One Health) hat die Bundesregierung ein ress-
ortiibergreifendes Netzwerk fiir One Health initiiert. Ziel ist, den One Health-Ansatz in nationaler und interna-
tionaler Zusammenarbeit wirksam umzusetzen. Der One Health-Ansatz geht Themen wie die Pravention, Friih-
erkennung und Bekédmpfung von Zoonosen und vektoriibertragene Krankheiten sowie Antimikrobielle Resis-
tenzen und die Rolle von gesunden und stabilen Okosystemen in diesem Kontext an. Die von der Bundesregie-
rung unterstiitzte One Health-Definition des One Health High Level Expert Panels beinhaltet ausdriicklich auch
die Mobilisierung mehrerer Sektoren, Disziplinen und Bevolkerung auf allen Ebenen der Gesellschaft, um eine
nachhaltige Entwicklung zu fordern. Damit kann One Health als grundlegender Ansatz auch beim Erreichen
einer ,,Kultur der Nachhaltigkeit betrachtet werden.

Vorantreiben der Agenda 2030 auf européischer sowie auf multilateraler Ebene — Um die in der Agenda 2030
vorgesehene Transformation erfolgreich zu realisieren, braucht es gemeinsames Engagement, national und in-
ternational, und den Riickhalt aus allen Teilen der Bevolkerung. Multilaterale Austauschformate bieten eine
gute Grundlage, um Herausforderungen gemeinschaftlich anzugehen und kohérente Losungsansitze zu entwi-
ckeln. Das politische Moment von SDG-Gipfel 2023, Bestandsaufnahme des VN-Gipfels zu Erndhrungssyste-
men 2023 und VN-Zukunftsgipfel 2024 sollte genutzt werden, um multilaterale Allianzen fiir eine beschleu-
nigte Umsetzung der Agenda 2030 zu schmieden. Die Bundesregierung unterstiitzt deshalb kontinuierlich den
Ausschuss fiir Welterndhrungssicherung der VN (CFS) und seine Politikprodukte. Gleichzeitig sollten andere
multilaterale Abkommen und Prozesse so gestaltet werden, dass sie die Zielerreichung der Agenda 2030 for-
dern. Es gilt, Armut in allen ihren Formen zu beenden (SDG 1), die Resilienz marginalisierter Menschen zu
stairken und Ungleichheiten zu reduzieren (SDG 10), darunter insbesondere die Ungleichheit zwischen den
Geschlechtern (SDG 5). Die Gleichstellung der Geschlechter ist zentral fiir die Erreichung aller SDGs. Zentral
dafiir sind u. a. der Ausbau von sozialen Sicherungssystemen, die progressive Ausgestaltung von Steuersyste-
men sowie verbesserter Zugang zu Rechten und Basisdienstleistungen wie Gesundheitsversorgung als ein glo-
bales offentliches Gut. Beispielhaft sind hier der Green Deal auf européischer Ebene, der den Gedanken der
»just transition* verfolgt, sowie die feministische AuBlen- und Entwicklungspolitik anzufiihren. Inklusive,
gleichberechtigte und qualitativ hochwertige Bildung (SDG 4) triagt zur Erreichung aller 17 nachhaltigen Ent-
wicklungsziele bei und ist ma3gebend fiir die Gleichstellung der Geschlechter. Vor dem Hintergrund der
COVID-19-Pandemie gilt es zudem, die globale Gesundheitsarchitektur langfristig und nachhaltig zu starken.
Exemplarisch sind der SDG 3 Aktionsplan zur Stirkung internationaler Zusammenarbeit im Bereich Gesund-
heit sowie die Strategie fiir globale Gesundheit ,,Bessere Gesundheit fiir alle in einer sich wandelnden Welt*
der Europdischen Kommission zu nennen. Diese Zielsetzung spiegelt sich insbesondere auch im DNS-
Indikator 3.3 ,,Deutschlands Beitrag zur globalen Pandemieprévention und -reaktion®, der die Ausgaben bzw.
Zusagen Deutschlands fiir Programme zur globalen Pandemieprivention und -reaktion umfasst und dessen Ziel
es ist, Deutschlands Beitrag dafiir bis 2030 substanziell gegeniiber dem Jahr 2019 zu steigern.

Vorantreiben der Agenda 2030 durch bilaterale Kooperation mit Partnerléndern insbesondere aus dem Globa-
len Siiden — Es gilt, gemeinsam mit Partnerlindern zu wirken, um ihre Resilienz zu erhéhen und nachhaltige
Entwicklungspfade zu stirken. Dabei sollte sichergestellt werden, dass dem Prinzip ,,niemanden zuriickzulas-
sen“ Rechnung getragen und insbesondere die am weitesten zuriickgelassenen Gruppen und Lénder erreicht
werden. Querschnittsansétzen wie einer feministischen Auflen- und Entwicklungspolitik kommen diesbeziig-
lich im Transformationsbereich eine besondere Rolle zu. Fiir eine soziale und dkologische Transformation ist
die Stirkung junger Menschen in ihrer Rolle als Agents of Change unabdingbar. Durch Bildung und insbeson-
dere Bildung fiir nachhaltige Entwicklung erwerben sie entsprechende Zukunftskompetenzen. Fiir den Uber-
gang in eine klimagerechte Wirtschaft sind zudem ausgebildete Fach- und Fiihrungskrifte gefragt. Neben In-
vestitionen in griine Technologien und Infrastruktur muss deshalb auch in den Ausbau von relevanten Aus-
und Fortbildungen sowie Studiengingen investiert werden. Ferner kommt die verbesserte Qualifizierung von
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Frauen und Médchen ihrer eigenen Entwicklung, ihren Familien und der gesamten Gesellschaft zugute. Daher
ist gendertransformative Bildung insbesondere auch im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit ein nach-
haltiger Katalysator fiir die gesellschaftliche Transformation. Sie hinterfragt Rollenbilder und Geschlechterste-
reotypen kritisch und wirkt damit diskriminierenden sozialen Normen und strukturellen Ursachen von Un-
gleichheit nachhaltig entgegen. Zur Erreichung der SDGs mit Bezug zur allgemeinen Gesundheitsversorgung
gilt es zudem, gemeinsam mit Partnerlandern entsprechende Mallnahmen zu ergreifen. Diese beinhalten die
Starkung resilienter nationaler Gesundheitssysteme, die Férderung von sexuellen und reproduktiven Rechten
und Gesundheit sowie den Ausbau lokaler Produktionskapazititen fiir Pharmazieprodukte.

Nichtstaatliches Engagement und Partnerschaften iiber Grenzen hinweg — Nichtstaatliche Akteure und multila-
terale Partnerschaften spielen fiir die Umsetzung der SDGs eine zentrale Rolle. Es ist daher wichtig, die Zu-
sammenarbeit mit nichtstaatlichen Akteuren wie Zivilgesellschaft, internationalen Organisationen, Industrie,
Wissenschaft und Gemeinden weiter zu stirken. Im Transformationsbereich verfolgt beispielsweise die Alli-
ance 8.7 — ein Multistakeholderbiindnis unter Beteiligung von Regierungen, Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
vertreterinnen und -vertretern, Unternehmen sowie der Internationalen Arbeitsorganisation — die weltweite Be-
kdmpfung von Zwangsarbeit, moderner Sklaverei, Menschenhandel und Kinderarbeit. Nichtstaatliche Akteure
neh-men ferner eine wichtige Rolle in der Forschung und Entwicklung von Medizinprodukten, der Identifika-
tion von Liicken und Umsetzung der Gesundheitsversorgung ein. Der Global Health Hub Germany ist in die-
sem Transformationsbereich ein zentrales Multistakeholderbiindnis, mit dem Ziel, durch interdisziplindren und
sektoriibergreifenden Austausch Losungsansétze fiir Themen globaler Gesundheit zu erarbeiten.
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Kapitel B
MaBnahmen und Vorhaben

Die Befihigung der Einzelnen und der Gesellschaft fiir die aktive Ausgestaltung der Transformation zur Nach-
haltigkeit erfordert das konzertierte Zusammenwirken nahezu aller Politikbereiche. Menschliches Wohlbefinden
zu befordern, Menschen die notwendigen Fahigkeiten zu vermitteln und soziale Gerechtigkeit zu gewéhrleisten
ist eine Gemeinschaftsaufgabe aller Ressorts der Bundesregierung. Sie haben dazu eine Vielzahl von Maflnahmen
aufgelegt, die auf unterschiedlichen Ebenen und in unterschiedlichen Politikfeldern zusammenwirken. Im Fokus
steht dabei zum einen die Befdhigung des Individuums selbst, mit den Herausforderungen der Nachhaltigkeits-
transformation umzugehen und diese fiir sich zu gestalten, der Aufbau und die Weiterentwicklung geeigneter
Strukturen und Institutionen sowie die Starkung der gesellschaftlichen Kapazititen. Die wichtigsten Mallnahmen
sind in diesem Kapitel dargestellt.

. MaRnahmen zur Starkung der individuellen Ressourcen

Die Fahigkeit von Biirgerinnen und Biirger, den eigenen Lebensweg selbstbestimmt gestalten und ihre Interessen
eigenmichtig, selbstverantwortlich und selbstbewusst vertreten zu konnen, ist Eckpfeiler unseres Staatswesens
und unserer Gesellschaft. Diese Fahigkeit gilt es im Lichte absehbarer Transformationsherausforderungen zu er-
halten, auszubauen und weiterzuentwickeln. Das gilt umso mehr, da die individuellen und gesellschaftlichen Ebe-
nen nicht voneinander zu trennen sind: Die Transformation zur Nachhaltigkeit gelingt nur mit einer breiten ge-
sellschaftlichen Beteiligung und der Vermittlung der dafiir notwendigen Kenntnisse und Féhigkeiten. Ziel der
Bundesregierung ist es daher, in einem breiten Ansatz relevante Schliisselkompetenzen zu vermitteln und so Biir-
gerinnen und Biirger zu Akteuren und Gestaltern von Nachhaltigkeit zu machen (sogenannte ,,sustainability lite-
racy*). Sie sollen in allen Lebenslagen in die Lage versetzt werden, sozial, selbststdndig und selbstbestimmt als
Teil der Gesellschaft nachhaltig zu handeln und Transformationsherausforderungen als Chance fiir sich zu nutzen
(Transilienz). Das folgende Kapitel bietet insofern Anhaltspunkte zur Beantwortung der Leitfrage, wie alle Men-
schen in unserer Gesellschaft im Sinne eines lebensweltlichen Ansatzes zu einem guten, nachhaltigen Leben mit
hohem Wohlbefinden befihigt werden konnen. Dementsprechend werden Ansétze zur Forderung gesunder und
nachhaltiger Lebensweisen, bildungspolitische Maflnahmen sowie lebensweltspezifische Angebote dargestellt.

1. Foérderung gesunder und nachhaltiger Lebensweisen

Die folgenden Maflnahmen betreffen das SDG 3 — Gesundheit und Wohlergehen und tragen direkt oder indirekt
zur Erreichung der Ziele der DNS-Indikatoren 3.1.a, b — Vorzeitige Sterblichkeit und 3.1 e, f Adipositasquoten
bei. Mit ,,IN FORM — Deutschlands Initiative fiir gesunde Erndhrung und Bewegung* sollen die Erndhrungsge-
wohnheiten der Bevélkerung verbessert und ein aktiver Lebensstil gefordert werden, um Ubergewicht, Adipositas
und erndhrungsmitbedingte Krankheiten wie Diabetes und Herz-Kreislauf-Erkrankungen zu reduzieren. Die Ini-
tiative von BMEL und BMG richtet sich an alle Bevolkerungsgruppen und umfasst eine Vielzahl von Mafinahmen
und Projekten, die zu einer gesiinderen Erndhrung und mehr Bewegung im Alltag anregen sollen. Dazu gehdren
beispielsweise Informationskampagnen, Veranstaltungen, Schulungen, Projekte in Schulen und Kindergérten so-
wie die Forderung von betrieblichem Gesundheitsmanagement.

Stellungnahme des PBnE

»Neben einer guten medizinischen Versorgung ist eine gesunde Erndhrung die Basis und die wichtigste Pra-
ventionsmafinahme flir Gesundheit und menschliches Wohlbefinden.*

Parlamentarischer Beirat fiir nachhaltige Entwicklung, PBnE

Auch bringt der Runde Tisch ,,Bewegung und Gesundheit* die ma3geblichen Akteure zusammen, um Bewegung
in Deutschland zu stirken. In einem Zeitraum von etwa einem Jahr wird in einem gemeinsamen Dialog mit Bund,
Landern, den kommunalen Spitzenverbidnden, Krankenkassen und anderen Sozialversicherungstrigern sowie
Verbinden und wissenschaftlichen Einrichtungen aus den Bereichen Bewegung, Sport und Gesundheit erortert,
wie Bewegung und aktiver Lebensstil bei allen Menschen sektoreniibergreifend geférdert werden kann.

Die Forderrichtlinie ,,Interventionsstudien flir gesunde und nachhaltige Lebensbedingungen und Lebensweisen*
verfolgt das Ziel, eine bis dato in Deutschland noch nicht vorhandene Evidenz fiir wirksame MafBinahmen zu einer
grundlegenden gesellschaftlichen Transformation in Richtung gesundheitsférderlicher sowie 6kologisch nachhal-
tiger Lebensbedingungen und Lebensweisen zu generieren. Dazu wurden 20 transdisziplindre Antrdge ausge-
wiahlt, um ein Konzept in einer sechsmonatigen Entwicklungsphase bis Ende November 2023 auszuarbeiten. Die
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aussichtsreichsten Konsortien erhalten eine dreijéhrige Forderung. Die Mafinahmen sollen dazu beitragen, gesell-
schaftlichen und umweltbedingten Gesundheitsschdden vorzubeugen und faire Lebensumwelten fiir ausreichende
Bewegung und gesundheitsforderliche Erndhrung zu schaffen.

Dariiber hinaus zielt die Richtlinie zur Forderung der gesundheitlichen Chancengleichheit durch gesunde Erndh-
rung und Bewegung im Rahmen der Européischen Partnerschaft ERA4Health darauf ab, die Gesundheit und das
Wohlbefinden von soziodkonomisch benachteiligten Gruppen durch passgenaue Ansitze fiir eine langfristige
Verhaltensidnderung in den Bereichen gesunde Erndhrung und koérperliche Bewegung zu verbessern. Ab Friihjahr
2024 sollen ausgewihlte transnationale Forschungsverbiinde gefordert werden, die durch Entwicklung innovati-
ver Interventionen und Strategien zum Abbau der gesundheitlichen Ungleichheit beitragen.

Auch verfolgt die Bundesregierung mit den Frithen Hilfen die Stiarkung der Erndhrungskompetenz von belasteten
Familien. Die Frithen Hilfen begleiten Familien in belasteten Lebenssituationen mit Kindern bis zu drei Jahren
und unterstiitzen sie dabei, ihren Alltag im Sinne eines gesundheitsforderlichen Lebensstils zu gestalten. Dafiir
entwickeln das Bundeszentrum fiir Erndhrung und das Nationale Zentrum Frithe Hilfen gemeinsam qualitéitsge-
sicherte zielgruppenspezifische E-Learning-Module, um den Fachkriften der Frithen Hilfen das entsprechende
Wissen zu vermitteln. Dabei ist es auch ein wesentliches Ziel, die Fachkrifte und letztlich die Eltern starker dafiir
zu sensibilisieren und ihre Kompetenzen darin zu stirken, Essenssituationen als Chance fiir den Bindungs- und
Beziehungsaufbau zu begreifen und zu nutzen.

Zudem werden im Rahmen des Projektes ,,Gemeinsam bewegen — Gesund leben im Alter (GeniAl) Zugangs-
wege sowie geeignete Angebote zur Gesundheitsforderung fiir dltere Menschen mit Zuwanderungsgeschichte
entwickelt und praktisch erprobt. Mit den MaBnahmen soll die Zielgruppe direkt angesprochen und fiir Sport- und
Bewegungsangebote, insbesondere in organisierten Vereinen, gewonnen werden. Damit wird die gesellschaftliche
Teilhabe gefordert und ein wichtiger Beitrag zur Integration und damit zum Zusammenhalt der Gesellschaft ge-
leistet. Weitere lebensweltspezifische MaBnahmen werden im Folgenden dargestellt.

Stellungnahme des Rates fiir Nachhaltige Entwicklung

»Dabei erscheint es wichtig, Priaventionsgesichtspunkte zu stirken und die Gesundheitskompetenz der Biir-
ger*innen zu fordern. Zudem sollte das Thema des Fachkriftemangels in vielen Bereichen des Gesundheits-
wesens adressiert werden.*

Rat fiir Nachhaltige Entwicklung, RNE

2. Vermittlung von Kenntnissen und Fahigkeiten

Zur Vermittlung von Kenntnissen und Fihigkeiten hat die Bundesregierung zahlreiche Maflnahmen im Rahmen
der Aus-, Fort- und Weiterbildung ergriffen, die allesamt einen Beitrag zur Erreichung von SDG 4 — Hochwertige
Bildung leisten. So ermdglicht die Ausbildungsférderung nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz (BA-
fo6QG) eine individuelle finanzielle Unterstiitzung fiir Studierende, Schiilerinnen und Schiiler, die einer forderfihi-
gen Ausbildung nachgehen.

Ferner werden die dualen Berufsausbildungen und die bundeseinheitlich geregelten Fortbildungen kontinuierlich
modernisiert.

AuBerdem werden mit dem Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz (AFBG) Teilnehmende an einer Fortbildungs-
malinahme O6ffentlicher und privater Triger, die gezielt auf o6ffentlich-rechtlich geregelte Priifungen nach den
§§ 53 ff. BBiG, den §§ 42 ff. HwO oder gleichwertige Fortbildungsabschliisse nach bundes- oder landesrechtli-
chen Regelungen vorbereiten, finanziell gefordert. Insgesamt werden {iber 700 Fortbildungen gefordert. Als dritte
Séule der BAf6G-Leistungen ist zudem die Einrichtung des Lebenschancen-BAf6G geplant, das in Kapitel C
niher vorgestellt wird.

Mit dem Gesetz zur Stirkung der Aus- und Weiterbildungsforderung (sogenanntes Aus- und Weiterbildungsge-
setz) hat das BMAS dariiber hinaus die Forderinstrumente der Arbeitsmarktpolitik fiir Beschéftigte und Ausbil-
dungsuchende weiterentwickelt. Zentrales Ziel des Gesetzes ist es, durch den Strukturwandel bedingte Arbeitslo-
sigkeit zu vermeiden, Fachkréfte im Unternehmen zu halten und dort fiir neue Aufgaben weiter zu qualifizieren
bzw. neue Fachkrifte auszubilden. Zudem wird mit dem Gesetz die im Koalitionsvertrag vereinbarte Ausbil-
dungsgarantie umgesetzt, die allen jungen Menschen die Chance auf eine vollqualifizierende, moglichst betrieb-
liche Ausbildung geben und damit den Strukturwandel durch gut ausgebildete neue Fachkrifte begleiten soll.
Daneben ist im Koalitionsvertrag noch die Einflihrung einer Bildungszeit oder Bildungsteilzeit verabredet, hierzu
weitere Ausfiihrungen in Kapitel C.
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Dartiiber hinaus schafft das BMAS mit der weiteren Fortentwicklung der Weiterbildungsforderung durch das Biir-
gergeld-Gesetz zusitzliche finanzielle Anreize zur Aufnahme einer berufsabschlussorientierten Weiterbildung.
Die MafBinahmen, die zum 1. Juli 2023 in Kraft getreten sind, beinhalten die Einfithrung eines zusétzlichen Wei-
terbildungsgeldes, die Entfristung der Weiterbildungspramie fiir erfolgreich bestandene Zwischen- und Ab-
schlusspriifungen sowie die Einfithrung eines Biirgergeldbonus fiir erwerbsfihige Leistungsberechtigte wiahrend
bestimmter nicht abschlussorientierter Weiterbildungsmainahmen und MafBnahmen, die junge Menschen auf
Ausbildungen vorbereiten. Die Fordermdglichkeiten flir abschlussorienterte Weiterbildungen wurden ferner
dadurch erweitert, dass auch unverkiirzte Mafinahmen gefordert werden konnen, um die individuelle Lernsituation
der Menschen besser berlicksichtigen zu kdnnen. Auch wird die Forderung des Erwerbs von Grundkompetenzen
(z. B. Mathe, Lesen, Schreiben, PC-Kompetenzen, Soft Skills) ausgeweitet. AuBBerdem wurde mit dem Biirger-
geld-Gesetz geregelt, dass Arbeitslosengeldbezichende nach Beendigung einer geférderten beruflichen Weiter-
bildung grundsétzlich noch mindestens drei Monate Anspruch auf Arbeitslosengeld haben. Damit soll eine quali-
fikationsaddquate Eingliederung besser als bisher unterstiitzt werden.

Mit dem Bundeswettbewerb ,,InnoVET — Zukunft gestalten — Innovationen fiir eine exzellente berufliche Bil-
dung (InnoVET) fordert das BMBF seit 2020 zudem 17 sogenannte Innovations-Cluster. Darin entwickeln und
erproben regionale und branchenspezifische Akteure innovative Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote, die sich
an den Bedarfen der Unternehmen orientieren und Anreize fiir junge Menschen mit unterschiedlichen Startchan-
cen zum Einstieg in die berufliche Bildung setzen. Im April 2023 veroffentlichte das BMBF die Forderrichtlinien
zu einem neuen Wettbewerb ,,InnoVET PLUS*.

Im Rahmen des ESF Plus Bundesprogramms ,,Wandel der Arbeit sozialpartnerschaftlich gestalten: weiter bilden
und Gleichstellung fordern (ESF-Sozialpartnerrichtlinie) fordert das BMAS in einer gemeinsamen Initiative mit
der Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbinde (BDA) und des Deutschen Gewerkschaftsbundes
(DGB) die sozialpartnerschaftliche Gestaltung der Arbeitswelt zur Forderung einer nachhaltigen Personalpolitik
und Unternehmenskultur. Durch den Aufbau nachhaltiger Weiterbildungsstrukturen in Unternehmen und die Stér-
kung der gleichberechtigten, existenzsichernden Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt soll die Innovations- und
Wettbewerbsfahigkeit von Unternehmen gestirkt werden. Insbesondere KMU werden dabei unterstiitzt, Fach-
krifte zu sichern und (weiter) zu entwickeln, vorhandene Potenziale der Beschiftigten zu erschlieBen und die
Qualifikation an verdnderte Anforderungen anzupassen. Neben SDG 4 — Hochwertige Bildung wird so zur Errei-
chung der SDGs 5 — Geschlechtergleichheit und 8 — Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum beige-
tragen.

3. Lebensweltspezifische Ansétze zur individuellen Beféahigung

Die Bundesregierung ergreift unterschiedliche Mafinahmen, die auf die individuelle Befdhigung in konkreten Le-
benswelten abzielen. So unterstiitzt und biindelt die Initiative ,,Gutes Aufwachsen mit Medien® die Aktivitdten
des BMFSFJ im Bereich des Kinder- und Jugendmedienschutzes zur Stirkung der Medienkompetenz von Kin-
dern, Jugendlichen, Eltern und Fachkriften. Mit der Initiative sollen Fahigkeiten fiir einen selbstbestimmten und
kritischen Umgang mit digitalen Medien vermittelt werden. Dadurch wird die digitale Teilhabe gestérkt.
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Stirkung der individuellen Ressourcen in den Schwerpunktthemen

Gesundheit vernetzt gestalten — Die Fihigkeit, gesundheitsrelevante Informationen zu suchen, zu finden, zu
beurteilen und fiir die eigene Situation nutzen zu konnen, ist eine grundlegende Voraussetzung fiir einen ge-
sunden Lebensstil und ein hohes Mal3 an Lebensqualitdt. Das BMG verfolgt auf mehreren Ebenen das strate-
gische Ziel, unter Nutzung des DNS-Transformationshebels der gesellschaftlichen Mobilisierung und Teilhabe
die Gesundheitskompetenz in allen Lebensbereichen deutlich zu stirken. So hat sich die ,,Allianz flir Gesund-
heitskompetenz* als Zusammenschluss von BMG und GMK mit allen relevanten Spitzenorganisationen des
Gesundheitswesens einschlieBlich der Selbstverwaltung dazu verpflichtet, Gesundheitskompetenz in allen Le-
benswelten zu stirken. Die Allianzpartner haben bisher rund 36 Projekte fiir die Férderung der allgemeinen
Gesundheitskompetenz — insbesondere der sozial benachteiligten Gruppen — durch Beratungs- und Internetan-
gebote fiir eine bessere Navigation im Gesundheitswesen oder durch Pravention und Gesundheitsforderung
gestartet; weitere sind in Planung. Mit der Entwicklung von Curricula, Patientenleitlinien fiir Kommunikation
sowie der Verankerung der Gesundheitskompetenz im drztlichen Qualitdtsmanagement unterstiitzen die Alli-
anzpartner mit vielen Projekten zudem die Férderung der Kommunikationskompetenz in der Aus-, Weiter- und
Fortbildung sowie die gemeinsame Entscheidungsfindung von Arztinnen und Arzten mit Patientinnen und
Patienten. Das BMG hat zudem ein ,nationales Gesundheitsportal“ im Internet geschaffen (www.ge-
sund.bund.de) und stellt damit sowohl wissenschaftlich abgesicherte als auch leicht verstindliche Informatio-
nen zu allen Themen rund um Gesundheit und Pflege bereit. Mit der Malnahme wird ein Beitrag zur Erreichung
der Ziele der DNS-Indikatoren 3.1.a/b (Vorzeitige Sterblichkeit) und 3.1.e/f (Adipositasquoten) geleistet. Zu-
dem sollen Kommunen die Méglichkeit erhalten, im Zusammenwirken mit den Krankenkassen in besonders
benachteiligten Stadtteilen und Regionen sogenannte Gesundheitskioske zu etablieren. Das BMG erarbeitet
derzeit gesetzliche Regelungen zur Umsetzung des Vorhabens. Konkrete Aufgabe der Kioske soll es sein, all-
gemeine Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen anzubieten, etwa zur Inanspruchnahme von Gesundheits-
leistungen und Préventionsangeboten. Mit ihrer Etablierung soll es gelingen, die Menschen vor Ort gerade in
sozial benachteiligten Regionen besser zu erreichen.

Aus- und Weiterbildung — Der Wandel der Arbeitswelt und des Arbeitsmarktes verdndert, u. a. bedingt durch
die zukunftsweisende sozial-6kologische Transformation, mit zunehmender Geschwindigkeit die Anforderun-
gen an Qualifikationen und Kompetenzen. Fiir die erfolgreiche Gestaltung des Strukturwandels nimmt die Be-
deutung von Weiterbildung in allen Lebensphasen zu. Sie wird zur Voraussetzung fiir die individuelle Beschéf-
tigungsfihigkeit und die Sicherung der Innovationskraft unseres Wirtschaftsstandortes. Mit der Nationalen On-
line-Weiterbildungsplattform (NOW) soll im Rahmen der Nationalen Weiterbildungsstrategie der Bundesre-
gierung (NWS) die Vielfalt an Weiterbildungsangeboten, Beratungs- und Férdermdglichkeiten im Bereich der
beruflichen Weiterbildung transparenter gemacht werden. Unter Nutzung des Transformationshebels ,,For-
schung, Innovation und Digitalisierung® der DNS soll ein zentrales und niedrigschwelliges Online-Eingang-
sportal zum Thema berufliche Weiterbildung angeboten werden. Die Liveschaltung einer ersten Version ist fiir
Anfang 2024 vorgesehen.

Teilhabe fiir alle — Mit dem Teilhabechancengesetz wurde zum 1. Januar 2019 im SGB 1II die Forderung
»leilhabe am Arbeitsmarkt® flir sehr arbeitsmarktferne langzeitarbeitslose Menschen im SGB 1I aufgenom-
men. Ziel der Forderung ist, soziale Teilhabe durch langerfristige offentlich geforderte Beschéftigung zu er-
moglichen (,,Sozialer Arbeitsmarkt™). Mittel- bis langfristiges Ziel ist der Ubergang in ungeforderte Beschif-
tigung. Das zunidchst bis 31. Dezember 2024 befristete Instrument wurde mit dem Biirgergeld-Gesetz zum
1. Januar 2023 dauerhaft als Regelinstrument im SGB II verankert. Die Umsetzung der Forderung nach § 161
SGB 1I zeigt, dass sehr arbeitsmarktferne Menschen mit der Kombination aus Lohnkostenzuschuss, ganzheit-
licher beschiftigungsbegleitender Betreuung (Coaching) sowie ergidnzender Weiterbildung und Praktika bei
anderen Arbeitgebern den Einstieg in sozialversicherungspflichtige Beschéftigung erhalten konnen. Die MaB3-
nahme nutzt den DNS-Hebel ,,Gesellschaftliche Mobilisierung und Teilhabe*.

Die psychische Gesundheit ist eine wesentliche Voraussetzung fiir die Entfaltung und Nutzung individueller Res-
sourcen. Zur Unterstiitzung junger Menschen sollen daher im Rahmen des Modellvorhabens ,,Mental Health Coa-
ches* sozialpddagogische Fachkrifte als Mental Health Coaches an ausgewihlten Schulen ab Sekundarstufe I
eingesetzt werden. Sie sollen praventive Gruppenangebote zur Stirkung der psychischen Gesundheit gestalten,
als Ansprechpersonen fiir Schiilerinnen und Schiiler mit psychischen und sozialen Problemen zur Verfiigung ste-
hen, sie im Sinne einer ,,Ersten psychischen Hilfe* stabilisieren und bei langerfristigem Hilfebedarf in weitere
Hilfen vor Ort vermitteln. Das Programm soll die Enttabuisierung psychischer Belastungen und Probleme bei
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jungen Menschen und damit das Absenken der Schwelle, sich frithzeitig Hilfe zu holen, verfolgen. So wird zur
Erreichung des SDGs 3 — Gesundheit und Wohlbefinden beigetragen.

Auf dem mehrsprachigen Webportal ,,Migration und Gesundheit™ werden zahlreiche Broschiiren und Informati-
onsmaterialien zur Verfiigung gestellt, um Menschen mit Zuwanderungsgeschichte dabei zu unterstiitzen, sich
mit dem Gesundheitswesen in Deutschland vertraut zu machen, beispielsweise die Broschiire ,,Gesundheit fiir
alle” — ein Wegweiser durch das deutsche Gesundheitswesen, die in 15 Sprachfassungen erhéltlich ist. So wird
der Zugang zur gesundheitlichen Versorgung von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte erleichtert und die ge-
sellschaftliche Teilhabe gefordert.

Mit dem Projekt ,,Digital interaktive Ausbildung von Pflegepersonal mit Zuwanderungsgeschichte 2.0 wurde
des Weiteren ein e-Learning-System entwickelt, das darauf abzielt, ausbildungs-, berufs- und arbeitsplatzbezo-
gene Sprachkenntnisse zu vermitteln und Schliisselkompetenzen auszubauen. Das System kann unter anderem in
stationdren Pflegeeinrichtungen und ambulanten Pflegediensten eingesetzt werden, um neue Teammitglieder mit
und ohne Zuwanderungsgeschichte bei ihrer Einarbeitung zu unterstiitzen. Dies zahlt auf die Erreichung von
SDG 4 — Hochwertige Bildung ein.

Zur Forderung der Inklusion im Bildungsbereich werden dariiber hinaus mit der Forschungsforderrichtlinie ,,For-
derbezogene Diagnostik in der inklusiven Bildung* praxisbewéhrte Diagnose- und Forderinstrumente (weiter)ent-
wickelt und deren Einsatz in der inklusiven Bildung bildungsbereichsiibergreifend wissenschaftlich untersucht.
Bis 2026 werden insgesamt 58 Forschungsprojekte deutschlandweit gefordert, die sich auf 10 Einzel- und 18 Ver-
bundvorhaben sowie ein Metavorhaben ,,Inklusive Bildung* aufteilen. Mit der Forderrichtlinie wird ein Beitrag
zur Erreichung der Ziele der DNS-Indikatoren 4.1.a ,,Friihe Schulabgingerinnen und Schulabginger* und
4.1.b ,,Akademisch Qualifizierte und beruflich Hoherqualifizierte® geleistet.

Im Rahmen von SDG 4 sind zudem Moglichkeiten des lebenslangen Lernens fiir alle relevant. Mit dem Digital-
Pakt Alter fordert der Bund die Technik- und Medienkompetenz dlterer Menschen, um in der digitalen Transfor-
mation auch ihre gesellschaftliche Teilhabe zu stirken. Gefordert werden u. a. 300 niedrigschwellige Lern- und
Erfahrungsorte fiir Altere bundesweit, deren Ausstattung mit notwendigster Technik und die Qualifizierung der
meist selbst dlteren Lernbegleiterinnen und -begleiter (peer-to-peer). Erginzend dazu gibt es mit dem Digitalen
Engel ein mobiles Beratungsangebot, das in ganz Deutschland unterwegs ist und alltagsnah Digitalkompetenzen
vermittelt. Mit der Servicestelle Bildung und Lernen im Alter werden &lteren Menschen Zugénge zu Bildung in
allen Themenbereichen eréffnet und Bildungsverantwortliche fiir die oft iibersehene Zielgruppe sensibilisiert.
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Stirkung der individuellen Ressourcen im internationalen Bereich

atingi — atingi ist eine digitale Lernplattform des BMZ mit globaler Reichweite, die einem breiten Spektrum
von Zielgruppen kostenlosen Zugang zu hochwertigen, digitalen, non-formalen Bildungsinhalten bietet. Die
digitale Lernplattform bietet Menschen in den Partnerlindern der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
Wissensbausteine, Orientierungsangebote und Lernmaterialien, die vor Ort gebraucht werden und zum wirt-
schaftlichen und kulturellen Bedarf passen. Mit Hilfe von atingi konnen Lernende somit ihre Chancen auf dem
Arbeitsmarkt beziehungsweise den Einstieg in die Selbstéindigkeit verbessern. atingi hat inzwischen insgesamt
iiber 17 Millionen Menschen weltweit erreicht.

Build4Skills — Build4Skills verfolgt das Ziel, das bisher unzureichend genutzte hohe Ausbildungs- und Be-
schéftigungspotential von groBvolumigen Infrastrukturprogrammen (regionaler) Entwicklungsbanken zu nut-
zen. Die Interventionsbereiche umfassen bilaterale Kooperationen mit fiinf Partnerléndern: Kenia, Mongolei,
Pakistan, Senegal und Siidafrika. Build4Skills setzt sich dafiir ein, das Potential von Baumafnahmen fiir prak-
tische Ausbildungssequenzen zu nutzen und verfolgt dabei einen gendertransformativen Ansatz in der Berufs-
bildung im Infrastruktursektor. Ein speziell entwickeltes Training sensibilisiert Ausbildungs- und Lehrpersonal
fiir den vorherrschenden Gender Bias. Eine Kooperation mit der afrikanischen Entwicklungsbank ist derzeit in
Pla-nung.

Future Teacher Kit (FTK) — In Zusammenarbeit mit der UNESCO hat Deutschland 2021 das Future Teacher
Kit entwickelt. Diese MaBBnahme bildet Lehrkrifte mit Hilfe von Mobilfunkgerdten und Messenger-Systemen
fort. Das FTK bietet eine Community of Practice und hochwertige Lernmodule, die nun auch gendertransfor-
mativ gestaltet werden. Das Kit fiir Lehrkréfte begegnet insbesondere Herausforderungen wie z. B. digitalem
Unterricht in Zeiten der Pandemie. Deutschland setzt sich sehr fiir die Stiarkung von Lehrkréften ein (derzeit
Co-Chair mit Siidafrika in der Teacher Task Force).

Hochschulbildung — Hochschulabsolventinnen und -absolventen mit maflgeschneiderten Qualifikationsprofi-
len werden als Fach- und Fithrungskréfte insbesondere in Transformationsprozessen und bei der Umsetzung
von Sektorreformen benotigt. Das BMZ unterstiitzt durch Stipendienprogramme praxisorientierte Hochschul-
bildung und die entwicklungsrelevante Forschung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus den
Partnerldndern. Auch in Krisensituationen versucht das BMZ Losungen anzubieten: So ermdglicht das BMZ
iiber das DAAD-Stipendienprogramm Empower Future Female Afghan Leaders (EFFAL) gefliichteten afgha-
nischen Studierenden, insbesondere jungen Frauen, in den Nachbarldndern Bangladesch, Kirgisistan und Pa-
kistan eine akademische Ausbildung. Zudem fordert die Bundesregierung im Kontext ihrer Technischen Zu-
sammenarbeit die Beschéftigungsorientierung von Studiengéingen im Bereich Erneuerbare Energien und Ener-
gieeffizienz im Senegal.

Il. MaRnahmen zur Starkung der institutionellen Ressourcen

Bedarfsgerechte, auf das spezifische Lebensumfeld zugeschnittene Angebote fiir alle Biirgerinnen und Biirger
sind ein zentraler Baustein der erfolgreichen Gestaltung von Transformationsprozessen. Insbesondere multidi-
mensionale Herausforderungen fordern dabei mehr denn je politikfeldiibergreifendes Handeln und damit eine
neue Kultur der Zusammenarbeit in der 6ffentlichen Verwaltung ein. Den dafiir notwendigen institutionellen Rah-
men zu schaffen, auszubauen und weiterzuentwickeln ist damit ein zentrales Handlungsfeld der Bundesregierung
bei der Zielerreichung des Transformationsbereichs ,,Menschliches Wohlbefinden und Fahigkeiten, soziale Ge-
rechtigkeit™. Im Folgenden werden MaBinahmen zur Stirkung der institutionellen Ressourcen vorgestellt, die da-
rauf abzielen, Menschen in unterschiedlichen Lebensabschnitten zu unterstiitzen. Das Kapitel liefert daher erste
Antworten auf die Leitfrage, welche institutionellen und strukturellen Rahmenbedingungen vorhanden sein miis-
sen, damit alle Menschen in unserer Gesellschaft zu einem nachhaltigen Leben mit hohem Wohlbefinden befahigt
werden konnen.

1. Institutionelle Unterstiitzung von Kindern und Jugendlichen

Eine hochwertige und bedarfsgerechte Kindertagesbetreuung bildet die Grundlage fiir die Bildungs- und Teilha-
bechancen und den spéteren Bildungserfolg von Kindern. Sie leistet zudem einen wesentlichen Beitrag fiir die
Ermoglichung der Erwerbstitigkeit von Eltern und stirkt insbesondere die Teilhabe sozial benachteiligter Fami-
lien. Daher wird mit dem Zweiten Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualitdt und zur Teilhabe in der Kinderta-
gesbetreuung (KiTa-Qualitdtsgesetz) das Ziel verfolgt, die Qualitit der friihen Bildung, Erziehung und Betreuung
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in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege bundesweit weiterzuentwickeln und die Teilhabe in der Kin-
dertagesbetreuung zu verbessern. Der Bund unterstiitzt die Lander hierfiir in 2023 und 2024 mit rund 4 Mrd. Euro.
Damit leistet das Gesetz einen Beitrag zu den DNS-Indikatoren 4.2.a und 4.2.b (Ganztagsbetreuung fiir Kinder).

Zudem erhalten alle Kinder der Klassenstufen 1 bis 4 einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbildung- und -betreuung,
der ab dem 1. August 2026 stufenweise eingefiihrt wird. Der Anspruch umfasst 8 Zeitstunden an 5 Werktagen
und gilt grundsitzlich auch in den Schulferien. Ganztagsbildung und -betreuung leisten einen Beitrag zu besserer
Bildung, mehr Chancen und Teilhabe vor allem von benachteiligten Kindern. Sie ermdglichen Eltern die Verein-
barkeit von Familie und Beruf und sind damit die Voraussetzung fiir existenzsichernde Beschéftigung. Damit
werden Beitrdge zur Erreichung der SDGs 4 (Hochwertige Bildung), 5 (Geschlechtergleichheit) und 8 (Men-
schenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum) geleistet.

Mit dem Startchancen-Programm (BMBF) sollen etwa 4.000 Schulen mit hohem Anteil an sozial Benachteiligten
besonders gestirkt werden. Dafiir wird ein Investitionsprogramm fiir moderne, klimagerechte, barrierefreie Schu-
len mit einer zeitgemdBen Lernumgebung und Kreativlaboren, Chancenbudgets sowie die Stirkung der Schulso-
zialarbeit geplant. Auf der institutionellen und systemischen Ebene soll das Startchancen-Programm Impulse fiir
nachhaltige Schul- und Unterrichtsentwicklung setzen. Das Programm soll dazu beitragen, den noch immer star-
ken Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg aufzubrechen. Durch den angestrebten Mo-
dellcharakter der Startchancen-Schulen soll neben der Chancengerechtigkeit auch die Leistungsféhigkeit des Bil-
dungssystems nachhaltig verbessert werden.

Dariiber hinaus sollen die Empfehlungen des Abschlussberichts der Interministeriellen Arbeitsgruppe ,,Gesund-
heitliche Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche durch Corona“ 2022 (IMA Kindergesundheit, Federfithrung
BMG und BMFSFJ) dahingehend gepriift werden, ob und wieweit auf der Grundlage des Berichts Anpassungen
oder Ergédnzungen bei bereits bestehenden MafBinahmen in den Handlungsfeldern Frithe Hilfen, Kindertagesbe-
treuung, Schulen, Gesundheitswesen sowie Jugend- und Familienhilfe erfolgen kénnen oder sollten. Der Fokus
soll dabei insbesondere auf sozial benachteiligten Kindern und Jugendlichen liegen.

2. Institutionelle Unterstiitzung von Menschen im erwerbsfahigen Alter

Gesamtgesellschaftliche Fortschritte auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung lassen sich nur erreichen,
wenn sich jede und jeder nach seinen Interessen, Moglichkeiten, Talenten und Fahigkeiten einbringen kann.

Stellungnahme aus der wpn2030

,»Daher kommt es auf Schliisselkompetenzen an, die kompetent machen, mit neuen Herausforderungen, verin-
derten Lebenslagen und beschleunigtem Wandel umzugehen.*

Prof. Dr. Gerhard de Haan,
Wissenschaftsplattform 2030

Mit dem Biirgergeld-Gesetz unterstiitzt das BMAS die Leistungsbeziehenden und ihre Familien dabei, dies zu
erzielen. Es leistet zudem einen Beitrag zur Erreichung der SDGs 1 (Keine Armut), 8 (Menschenwiirdige Arbeit
und Wirtschaftswachstum) und 10 (Weniger Ungleichheiten). Mit der Einfiihrung des Biirgergeldes wird die
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende grundlegend weiterentwickelt und werden zudem Chancengerechtigkeit und
gesellschaftliche Teilhabe auf nationaler Ebene ausgebaut. Um eine noch vertrauensvollere Zusammenarbeit zwi-
schen Leistungsberechtigten und Jobcentern zu ermoglichen, wurde der Eingliederungsprozess weiterentwickelt.
So ersetzt der Kooperationsplan die bisherige Eingliederungsvereinbarung seit dem 1. Juli 2023.

Fiir langfristige Perspektiven und nachhaltige Arbeitsaufnahmen wurde zudem der Vermittlungsvorrang abge-
schafft und der vorrangige Erwerb von Berufsabschliissen gefordert. Mit dem neuen Regelinstrument der ,,Ganz-
heitlichen Betreuung* (Coaching) trat zum 1. Juli 2023 zudem eine neue Forderung in Kraft, mit der Biirgergeld-
Beziehende noch intensiver und individueller bei der Heranflihrung an den Arbeitsmarkt unterstiitzt werden kon-
nen. Leistungsberechtigte kdnnen sich zudem durch Karenzzeiten fiir Wohnkosten und Vermégen und dariiber-
hinausgehende Vermogensfreistellung besser auf die Arbeitssuche konzentrieren. Zum 1. Juli 2023 wurden
auch die Chancen fiir Jugendliche bis 25 Jahre durch einen erhohten Freibetrag von 520 Euro verbessert. Fiir iiber
25-jahrige erwerbstitige Leistungsbeziehende wurde zum 1. Juli 2023 durch die Anhebung des Freibetrags auf
Einkommen zwischen 520 und 1.000 Euro auflerdem der Fokus auf die Aufnahme bzw. Beibehaltung einer mog-
lichst umfangreichen Beschiftigung gelegt. Die Teilhabe am Arbeitsleben ist in unserer Arbeitsgesellschaft ein
wesentlicher Faktor zur sozialen Teilhabe.
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Das Gesetz zur Forderung eines inklusiven Arbeitsmarkts des BMAS umfasst daher eine Vielzahl an gesetzlichen
Anderungen, die darauf abzielen, mehr Menschen mit Behinderungen in regulire Arbeit zu bringen, mehr Men-
schen mit gesundheitlichen Beeintrichtigungen in Arbeit zu halten und die zielgenauere Unterstiitzung fiir Men-
schen mit Schwerbehinderung zu ermoglichen. Wenn es gelingt, mehr Menschen mit Behinderungen in Arbeits-
verhiltnisse auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu bringen, wirkt sich dies positiv auf die Entwicklung des Indi-
kators 8.5.a ,,Erwerbstitigenquote™ aus.

Stirkung der institutionellen Ressourcen in den Schwerpunktthemen

Gesundheit vernetzt gestalten — Die Pandemie hat gezeigt, dass der Umgang mit gesundheitlichen Krisen
eine Aufgabe ist, die weit iiber einzelne Institutionen und Sektoren hinausgeht. Dem DNS-Transformations-
hebel ,,Governance™ kommt in diesem Zusammenhang eine besondere Bedeutung zu. Mit dem Pakt fiir den
Offentlichen Gesundheitsdienst (OGD) soll der OGD in die Lage versetzt werden, sein breites Spektrum an
bevolkerungsmedizinischen Aufgaben kiinftig besser wahrzunehmen. Er zielt auf eine nachhaltige personelle
Stirkung des gesamten OGD auf kommunaler, Linder- und Bundesebene. Durch eine stiirkere, sektoreniiber-
greifende Vernetzung soll die Reaktion auf Gesundheitliche Krisensituationen verbessert und iiber Prévention,
Gesundheitsforderung und -planung der Schutz aller Menschen erreicht werden. Fiir den Pakt fiir den OGD
stellt der Bund im Forderzeitraum vom 2021 bis 2026 insgesamt 4 Mrd. Euro bereit. Die Bundesregierung
errichtet zudem ein Bundesinstitut fiir Offentliche Gesundheit, in dem Public-Health-Aktivitdten, die Vernet-
zung des Offentlichen Gesundheitsdienstes und die Gesundheitskommunikation angesiedelt sein sollen. Erste
Umsetzungsschritte sind fiir 2024 geplant. Auch hat das BMG gemeinsam mit einer Vielzahl relevanter Ak-
teure eine umfassende Digitalisierungsstrategie fiir das deutsche Gesundheitswesen und die Pflege erarbeitet
und im Mérz 2023 offentlich vorgestellt. Die Strategie gibt der digitalen Transformation in diesem Bereich
eine klare Richtung und ein Zielbild, indem transparent iibergreifende und konkrete Ziele und MaBinahmen
formuliert werden. Sie verfolgt einen ganzheitlichen Ansatz, der sich am Menschen orientiert. Die Bedarfe der
Versorgten und der Versorgenden werden konsequent in den Mittelpunkt geriickt. Mit der Einrichtung eines
interdisziplindr arbeitenden Kompetenzzentrums Digitalisierung und Pflege soll in diesem Sinne analysiert
werden, was digitales Arbeiten in der Pflege verhindert. Es sollen innovative Ideen iiberpriift und Lésungsop-
tionen fiir die Praxis entwickelt und umgesetzt werden. Das Kompetenzzentrum soll eine digital unterstiitzte
Pflege im Rahmen eines digitalen Gesundheitswesens strukturiert implementieren und fordern. Ein Ziel ist
dariiber hinaus, durch zielgruppengerechte digitale Aufbereitung von Themen den Transfer von Wissen in die
Breite zu bringen. Das betrifft sowohl digitale Formate fiir pflegebediirftige Menschen als auch fiir Pflegeper-
sonen und Pflegeberatende.

Aus- und Weiterbildung — Das BMBF entwickelt unter der Dachmarke der Exzellenzinitiative Berufliche
Bildung bestehende Aktivititen zur Stidrkung der beruflichen Bildung gezielt weiter und biindelt sie mit neuen
Initiativen. Ziel der Exzellenzinitiative ist es, fiir den notwendigen Attraktivitits- und Modernitétsschub in der
beruflichen Bildung zu sorgen, die gesellschaftliche Wertschédtzung fiir die berufliche Bildung zu steigern so-
wie die Attraktivitét einer dualen Berufsausbildung fiir alle jungen Menschen zu erhéhen.

Teilhabe fiir alle — Der Abbau der Barrieren ist eine unabdingbare Voraussetzung fiir die unabhingige und
gleichberechtigte Lebensgestaltung der rund 13 Millionen Menschen mit Beeintrichtigungen in Deutschland.
Im Rahmen der Bundesinitiative Barrierefreiheit wird die Bundesregierung daher ressortiibergreifend Mafnah-
men initiieren, um die Barrierefreiheit im 6ffentlichen wie im privaten Bereich in Deutschland voranzubringen.
Schwerpunkte der Initiative bilden die iibergeordnete Gesetzgebung zur Barrierefreiheit und die Lebensberei-
che Mobilitit, momentanes und zukiinftiges Wohnen und Bauen, Gesundheit und Digitales. Dariiber hinaus
starten aktuell die Vorbereitungen fiir eine Sensibilisierungskampagne zum Thema Barrierefreiheit. Die Ge-
schéftsstelle der Initiative ist im BMAS angesiedelt.

Zudem verfolgt das BMAS mit dem Bundesprogramm ,,Innovative Wege zur Teilhabe am Arbeitsleben — reha-
pro* das Ziel, durch die Erprobung von innovativen Leistungen und innovativen organisatorischen Mafinahmen
Erkenntnisse zu gewinnen, wie die Erwerbsfdhigkeit von Menschen mit gesundheitlichen Beeintriachtigungen
noch besser erhalten bzw. wiederhergestellt werden kann. Zusitzlich soll die Zusammenarbeit der Akteure im
Bereich der medizinischen und beruflichen Rehabilitation weiter verbessert werden. In den bislang geforderten
102 Modellprojekten werden auch innovative Ansétze hinsichtlich des niedrigschwelligen Zugangs zu Pravention
und Rehabilitation, beispielsweise durch aufsuchende Beratung und Betreuung oder Vereinfachung der Verfah-
ren, erprobt.
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Auch setzt sich die vom Bund geforderte Servicestelle gegen Arbeitsausbeutung, Zwangsarbeit und Menschen-
handel bundesweit fiir nachhaltige Strukturen zur Unterstiitzung der Betroffenen und zur effektiven Strafverfol-
gung der Téter und Téterinnen von Arbeitsausbeutung, Zwangsarbeit und Menschenhandel ein.

Des Weiteren verfolgt das BMG die sukzessive Umsetzung des ,,Gesamtkonzeptes Pflegefachberufe. Die Eck-
punkte des ,,Gesamtkonzeptes Gesundheitsfachberufe* bilden die Grundlage fiir erforderliche gesetzliche Ande-
rungen und sind der Ausgangspunkt fiir grundlegende Reformen der bundesrechtlich geregelten und vom Ge-
samtkonzept umfassten Ausbildungen in den Gesundheitsfachberufen. Themenschwerpunkte sind neben der
grundsitzlichen Revision der Berufsgesetze insbesondere die Abschaffung des Schulgeldes und die Zahlung einer
Ausbildungsvergiitung. In diesem Zusammenhang war der erste gesetzgeberische Schritt die Reform der techni-
schen Assistenzberufe in der Medizin. In einem nichsten Schritt erfolgt die Reform der Berufe in der Phy-siothe-
rapie. Weitere Berufsrechtsreformen werden folgen.

Im Rahmen des Modellprojekts ,,Integration im Gesundheitswesen™ (INGE) wurde ein umfassendes Qualifizie-
rungs- und Integrationskonzept fiir Menschen mit Flucht- und Einwanderungshintergrund in Pflege- und Gesund-
heitsberufen entwickelt und erprobt. Fachliche, sprachliche und interkulturelle Inhalte werden mit praktischen
Einblicken kombiniert und durch eine soziokulturelle Begleitung unterstiitzt. Die entwickelten Instrumente bieten
Krankenhédusern, Pflege- und Bildungseinrichtungen einen Werkzeugkasten zur Integration von Menschen mit
Zuwanderungsgeschichte — von der ersten beruflichen Orientierung bis hin zum Berufseinstieg. Damit wird die
Diversity-Kompetenz von Einrichtungen im Pflege- und Gesundheitswesen gestérkt.

Extremwetterereignisse und Erwdrmung sind zudem bereits heute Belastungsfaktoren bei der Erwerbsarbeit und
gefidhrden Wohlbefinden und Wertschopfung. Negative gesundheitliche Auswirkungen miissen durch Schutz-
mafBnahmen verhindert oder begrenzt werden. Unternehmen und Verwaltungen stehen vor der Aufgabe, ihre Ar-
beits- und Gesundheitsschutzsysteme fiir diese Aufgaben weiterzuentwickeln, Verantwortlichkeiten und Kompe-
tenzen auszubauen, aber auch angemessene Kommunikationsstrategien zu entwickeln. Im Rahmen des Pro-
gramms ARBEIT: SICHER + GESUND des BMAS werden daher die Auswirkungen des Klimawandels auf das
System Arbeit analysiert und bewertet. Ziel ist, neue Rahmenbedingungen fiir eine menschengerechte Gestaltung
von Arbeit und eine klimafeste Arbeitswelt — ,,sicher, gesund und produktiv* zu schaffen. Dariiber hinaus werden
im Rahmen des Programms die Themenschwerpunkte ,,Mobile Arbeit“, ,,Psychische Gesundheit* und ,,Basisar-
beit“ behandelt.

3. Institutionelle Unterstiitzung alterer Menschen

Wer jahrzehntelang in die Rentenversicherung eingezahlt hat, soll im Alter besser dastehen, denn das ist eine
Frage der Gerechtigkeit. Das hat das BMAS mit der Grundrente erreicht. Mit der Grundrente wird dafiir gesorgt,
dass die Menschen sich auf dieses Kernversprechen des Sozialstaats verlassen kdnnen. Den Grundrentenzuschlag
kann erhalten, wer mindestens 33 Jahre gearbeitet und dabei unterdurchschnittlich verdient hat, Kinder erzogen
oder Angehorige gepflegt hat. Seit Ende 2022 profitieren rund 1,1 Millionen Rentnerinnen und Rentner von der
Grundrente und erhalten Monat fiir Monat durchschnittlich 86 Euro (brutto) mehr. So wird ein Beitrag zur Errei-
chung von SDG 10 — Weniger Ungleichheiten geleistet.

In einer dlter werdenden Bevolkerung spielen zudem Gesundheitsforderung und Pravention eine wichtige Rolle,
da Gesundheit auch im héheren Alter die Voraussetzung fiir Selbststindigkeit und aktive Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben ist. Angesichts steigender Lebenserwartung ist es das Ziel, die gewonnenen Lebensjahre bei
moglichst guter Gesundheit und Lebensqualitdt zu erleben und somit die Erreichung von SDG 3 — Gesundheit
und Wohlergehen zu fordern. Hierbei ist es wichtig, dass Menschen ihr Leben so lange wie mdglich aktiv gestalten
konnen und dass sie ihre Mdglichkeiten und Ressourcen ausschopfen konnen. Zur Foérderung der Gesundheit
alterer Menschen leistet die Bundeszentrale fiir gesundheitliche Aufkldrung (BZgA) mit einem vielseitigen Infor-
mations- und Vernetzungsangebot zum Thema ,,Gesund und aktiv &lter werden* einen wichtigen Beitrag.

Auch werden mit dem Férderprogramm ,,Stirkung der Teilhabe élterer Menschen — gegen Einsamkeit und soziale
Isolation® mit Mitteln des Européischen Sozialfonds Plus (ESF Plus) {iber 70 Projekte flir Menschen ab 60 Jahren
am Ubergang in die nachberufliche Phase gefordert (Laufzeit: 10/2022 bis 9/2027). Das Programm zielt auch
darauf ab, kommunale Teilhabestrukturen fiir Altere zu unterstiitzen. Gefordert werden sozial innovative Vorha-
ben mit neuen Ideen und Konzepten.
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Stirkung der institutionellen Ressourcen im internationalen Bereich

Feministische Aulen- und Entwicklungspolitik — Im Sinne einer feministischen Aulen- und Entwicklungs-
politik und zur Erreichung von SDG 5 — Geschlechtergleichheit setzt sich die Bundesregierung gemeinsam mit
ihren Partnern global fiir die Rechte und den Schutz von Frauen und marginalisierten Gruppen ein. Feministi-
sche Aufien- und Entwicklungspolitik unterstiitzt alle, die aus unterschiedlichen Griinden an den Rand der
Gesellschaft gedrangt werden — wo auch immer auf der Welt. Entsprechend fordert die Bundesregierung die
gleichberechtigte Teilhabe, Reprisentanz und den Zugang zu Ressourcen fiir alle Menschen. Die feministische
AuBen- und Entwicklungspolitik ist Richtschnur fiir unsere bilateralen Beziehungen zu anderen Staaten, fiir
unser Handeln auf Ebene der EU und von internationalen Organisationen sowie fiir die Entwicklungszusam-
menarbeit und beeinflusst alle Aktionsfelder unseres internationalen Handelns. Der Anteil der neuzugesagten
Projektmittel des BMZ und der Fordermittel des AA, die die Gleichberechtigung der Geschlechter fordern, soll
bis 2025 auf 93 Prozent erhoht werden. Dabei sollen 8 Prozent der Mittel fiir das primédre Ziel der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter sowie 85 Prozent der Mittel gendersensibel bzw. mit Gleichberechtigung der Ge-
schlechter als Nebenziel eingesetzt werden.

Bildung — Bildung ist ein Menschenrecht und der Schliissel zur Erreichung aller nachhaltigen Entwicklungszie-
le der Agenda 2030. Um den fachlichen Austausch und die Vernetzung internationaler Zusammenarbeit in der
Bildung zu férdern, 14dt das BMZ im Rahmen des Arbeitskreises Bildung zivilgesellschaftliche Organisationen
und Durchfithrungsorganisationen regelméfig zu einem fachlichen Austausch ein. Zudem war das BMZ an
dem 2020 von der UNESCO gestarteten Reformprozess zur Neustrukturierung der globalen Bildungsarchitek-
tur be-teiligt und bringt sich seitdem aktiv in den Prozess des SDG 4 High-Level Steering Committees (SDG 4
HLSC) ein. Das SDG 4 HLSC ist der zentrale Koordinierungsmechanismus der globalen Bildungsakteure. Mit
seinem Beitrag an die Globale Bildungspartnerschaft (GPE) unterstiitzt das BMZ die Forderung hochwertiger
Grundbildung in Lédndern mit niedrigen und mittleren Einkommen. Das BMZ unterstiitzt GPE mit 321 Mio.
Euro fiir die Jahre 2021 bis 2026 und ist damit viertgroiter Geber. Davon sind 100 Mio. Euro fiir den Girls®
Education Accelerator (GEA) vorgesehen, ein spezieller Férdermechanismus fiir Madchenbildung der GPE.
Den Education Cannot Wait (ECW) Fond unterstiitzt das BMZ seit November 2017 mit insgesamt 328,8 Mio.
Euro. Seit der Zusage in Hohe von 210 Mio. Euro fiir den Zeitraum von 2023 bis 2026 ist Deutschland grofBter
Geber bei ECW und iibernahm im Juni 2023 gemeinsam mit Norwegen fiir zwei Jahre den Ko-Vorsitz. ECW
fordert die Bildungsmoglichkeiten von Kindern und Jugendlichen auf der Flucht und in Krisenkontexten. Ge-
maf dem Leitprinzip der Agenda 2030 ,,Leave no one behind* legt der Fond dabei ein besonderes Augenmerk
auf Méidchen und Lernende mit Behinderungen.

Berufliche Bildung — Das BMZ beteiligt sich aktiv an der Konzeption und Planung der regionalen Team Eu-
rope-Initiative ,,Opportunity-driven Vocational Education and Training (VET) in Africa® der Europdischen
Kommission. Mit dem Team Europe-Ansatz verfolgt die Europdische Kommission eine eng verzahnte europii-
sche Entwicklungszusammenarbeit in der Kommunikation nach auflen, in der gemeinsamen Programmierung
und Implementierung. Das Ziel dieses Team Europe-Ansatzes ist es, dass Berufsbildungsangebote in Subsaha-
ra-Afrika stirker an Beschéftigungschancen ausgerichtet werden, indem sie an nachfrageorientierte, stark
wachsende und nachhaltige Sektoren gekniipft werden. Das bilaterale Berufsbildungs-Engagement des BMZ
umfasst auch die Aus- und Weiterbildung von Gesundheitsfachkréiften zur Starkung der Gesundheitssysteme.
In nahezu allen bilateralen Gesundheitsprogrammen werden Gesundheitsfachkréfte qualifiziert.

Hochschulbildung — Die Bundesregierung fordert den Zugang zu Finanzmitteln, Netzwerken und Wissensres-
sourcen von Hochschulen und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Entwicklungs- und Schwellen-
landern. In Zusammenarbeit mit dem Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) fordert die Bundes-
regierung den partnerschaftlichen Wissenstransfer durch unterschiedliche Hochschulkooperationsprogramme.
Im Rahmen des SDG-Partnerschaftsprogramms des DAAD unterstiitzt das BMZ strukturell die Lehre, For-
schung sowie das Hochschulmanagement in Entwicklungs- und Schwellenlindern. Uber die Alexander von
Humboldt-Stiftung (AvH) werden auslédndische Wissenschaftlerinnen und -wissenschaftler mit Stipendien- und
Forderangeboten unterstiitzt. Ziel ist es, den internationalen kulturellen, wissenschaftlichen und politischen
Dialog auszubauen. Dem Humboldt-Netzwerk gehéren rund 30.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
in mehr als 140 Landern an.

Globale Gesundheitspolitik — Die Stiarkung der globalen Gesundheitsarchitektur sowie der Erhalt einer gesun-
den Umwelt sind zentral fiir die Erreichung gesundheitsbezogener SDGs in diesem Transformationsbereich.
Die globale Gesundheitspolitik der Bundesregierung engagiert sich fiir eine kohdrent gestaltete und nachhaltig
finanzierte Pandemiepravention, -vorsorge und -reaktion. Dies beinhaltet u. a. die Umsetzung des G7 Pact for
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Pandemic Readiness, die Unterstiitzung des Pandemic Funds der Weltbank als internationale Finanzierungsfa-
zilitdt, den Aufbau regionaler Produktionskapazititen fiir Pharmazieprodukte und die mogliche Einrichtung
einer Plattform fiir medizinische GegenmalBnahmen fiir einen weltweit gerechten Zugang zu Impfstoffen, Me-
dikamenten und Tests im Pandemiefall. Im Rahmen der Verhandlungen fiir ein internationales Pandemieab-
kommen engagiert die Bundesregierung sich dafiir, die Weltgemeinschaft besser auf zukiinftige Gesund-
heitskrisen vorzubereiten und im Pandemiefall international abgestimmt und solidarisch zu reagieren. Der
WHO-Verhandlungsprozess (,,International Negotiating Body, INB) lduft seit Februar 2022 und soll bis Mai
2024 abgeschlossen sein. Parallel hierzu werden die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) iiberarbei-
tet. Fiir eine wirksame und effiziente globale Zusammenarbeit ist die nachhaltige Finanzierung der Weltge-
sundheitsorganisation sowie weiterer gesundheitsbezogener Programme und Fonds erforderlich. In Anbetracht
der mit dem Klimawandel verbundenen Herausforderungen fiir die globale Gesundheit ist die interdisziplinire,
sektoren- und grenziiberschreitende Zusammenarbeit wie im Sinne des One Health-Ansatzes wichtiger denn
je. Die Bundesregierung hat sich vor diesem Hintergrund fiir die Etablierung der Quadripartite aus WHO, FAO,
WOAH und UNEP stark gemacht. Die globale Gesundheitspolitik und die Beitrdge Deutschlands zur globalen
Pandemieprivention, -vorsorge und -reaktion im Rahmen des Pandemic Funds und weiteren sich in Entwick-
lung befindenden Instrumenten tragen zur Zielerreichung des DNS-Indikators 3.3 — Beitrag Deutschlands zur
globalen Pandemieprivention und -reaktion bei.

Mindestsicherung — Mit der EU Ratsempfehlung fiir eine angemessene Mindestsicherung zur Gewéhrleistung
einer aktiven Inklusion, die am 30. Januar 2023 im Européischen Rat angenommen wurde, wird zur Sicherung
des individuellen Lebensunterhalts im Rahmen laufender Transformationsprozesse beigetragen. Als EU-
Instrument regt sie verbesserte und krisenresiliente Mindestsicherungssysteme EU-weit an. Kern der Ratsemp-
fehlung sind MaBinahmen zur Verbesserung der Angemessenheit von Leistungen der Mindestsicherung, zur
Ausweitung der Abdeckung, zur Verminderung der Nichtinanspruchnahme durch leistungsberechtigte Perso-
nen sowie verbesserte Aktivierungspolitiken. Dariiber hinaus zielt die Empfehlung auf den vereinfachten Zu-
gang zu befahigenden und essentiellen Dienstleistungen sowie individuelle Unterstiitzung bei sozialer Integra-
tion und Riickkehr in den Arbeitsmarkt. Es handelt sich um ein rechtlich unverbindliches Instrument.

lll. MaBnahmen zur Starkung der gesellschaftlichen Ressourcen

Neben der individuellen und institutionellen Ebene bedarf es — gemil der zweiten Leitfrage des Berichts — auch
der Stirkung der gesellschaftlichen Ressourcen fiir die Transformation zur Nachhaltigkeit. Entsprechende MaB3-
nahmen zielen darauf ab, die gesamtgesellschaftliche Teilhabe an der Transformation zur Nachhaltigkeit zu be-
fordern und einer zunehmenden Individualisierung und Fragmentierung der Gesellschaft entgegenzuwirken. Im
Folgenden wird auf Ansdtze zur Férderung eines nachhaltigen Konsums, MaBinahmen zur Stirkung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts und Instrumente zur Starkung der Teilhabemoglichkeiten jiingerer Menschen einge-
gangen.

1. Foérderung nachhaltigen Konsums

Unser Konsumverhalten beriicksichtigt bislang nur unzureichend die planetaren Grenzen. Um sicherzustellen,
dass die Bediirfnisse kiinftiger Generationen unter Beachtung der Belastbarkeitsgrenzen der Erde nicht gefihrdet
werden, gilt es, Maflnahmen zu ergreifen, die ein nachhaltiges Konsumverhalten gesamtgesellschaftlich befor-
dern. So wird ein Beitrag zur Erreichung von SDG 12 ,,Nachhaltige/r Konsum und Produktion® geleistet.

Stellungnahme aus der wpn2030

»~Kompetenzen fiir nachhaltigen Konsum und damit einhergehend die Themen Verbraucher:innenbildung, Ver-
braucher:innenberatung, Verbraucher:innenbewusstsein, Verbraucher:innenkompetenzen sowie die Auspri-
gung der Nachhaltigkeits-Literacy miissen z. B. mittels eines Monitorings stirker in den Blick genommen,
etabliert und kommuniziert werden.*

Peter Kenning
Wissenschaftsplattform 2030

Auf EU-Ebene sollen mehrere Rechtsdnderungen dafiir sorgen, dass viel verbreitetes Greenwashing bekdmpft
und Umweltaussagen und Siegel verldsslicher werden. Hierzu wird derzeit eine neue Richtlinie zu 6kologischen
Umweltaussagen und Okosiegeln verhandelt. Verschirft werden soll auch das EU-Wettbewerbsrecht mit der
Folge, dass gegen irrefilhrende grilne Werbeaussagen oder Siegel besser als bislang vorgegangen werden kann.
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Die Bundesregierung setzt sich dafiir ein, dass so mehr Klarheit fiir Verbraucherinnen und Verbraucher geschaf-
fen wird und sie sich leichter als bisher fiir nachhaltige Produkte entscheiden kdnnen. Ziel ist auch, dass aner-
kannte Siegel mit hohem Anspruchsniveau als solche besser wahrgenommen werden und nicht gegen unlautere
Konkurrenz bestehen miissen.

Zudem soll es mit der Erweiterung der Okodesign-Verordnung, die derzeit ebenfalls auf EU-Ebene verhandelt
wird, leichter fiir Verbraucherinnen und Verbraucher werden, sich iiber Reparierbarkeit zu informieren und Er-
satzteile zu erhalten. Auch soll ein Reparierbarkeits-Label und ein Digitaler Produktpass, der eine bessere Infor-
mationsgrundlage fiir Verbraucherinnen und Verbraucher ermoglichen soll, eingefiihrt werden. Mit einem neuen
Forderprogramm ,,Repair Cafes sollen zudem ehrenamtliche Reparaturinitiativen gefordert werden.

2. Starkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts

Das BMBF fordert seit 2020 den Aufbau des Forschungsinstituts Gesellschaftlicher Zusammenhalt (FGZ). Es
handelt sich um ein dezentrales, multidisziplindres geistes- und sozialwissenschaftliches Institut mit elf Standor-
ten. Ziele der Forderung sind insbesondere die Biindelung der in Deutschland vorhandenen exzellenten Kompe-
tenzen und Potentiale zur Erforschung des ,,gesellschaftlichen Zusammenhalts* sowie enge Kooperationen und
ein wirksamer Austausch zwischen Forschung und Praxis. Das umfassende Transferprogramm des FGZ beinhaltet
u. a. die Forderung offentlicher Debatten zum Thema gesellschaftlicher Zusammenbhalt, die Beratung politischer
Entscheidungstragerinnen und Entscheidungstriger und insbesondere auch die Entwicklung von Ideen und MaB-
nahmen zur Stirkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts, die im Austausch mit Beforschten und Praxispart-
nern entwickelt, erprobt und beworben werden. Damit wird u. a. auch zu einer nachhaltigen gesellschaftlichen
Entwicklung hin zu sozialer Gerechtigkeit und umfassender Teilhabe beigetragen. In diesem Zusammenhang ist
insbesondere SDG 10 — Weniger Ungleichheiten von Relevanz.
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Stirkung der gesellschaftlichen Ressourcen in den Schwerpunktthemen

Gesundheit vernetzt gestalten — Im Kooperationsverbund ,,Gesundheitliche Chancengleichheit™ haben sich
Akteure aus dem Gesundheitswesen, der Politik, dem Sozialbereich, dem Bildungswesen, der Wissenschaft
und weiteren relevanten Bereichen zusammengeschlossen. Sie setzen ihre Expertise und ihre Kompetenz ge-
meinsam ein, um Strukturen und Praxis der soziallagenbezogenen Gesundheitsforderung zu stirken. Der Ko-
operationsverbund versteht Gesundheitsforderung als ein gesellschaftliches Querschnitts-thema und als Auf-
gabe aller Politikbereiche. Dabei verfolgt er insbesondere den Ansatz, Lebenswelten gesundheitsgerecht(er) zu
gestalten. Einen Beitrag zur Verbesserung der gesundheitlichen Chancengleich-heit soll zudem der Nationale
Préaventionsplan (NPP) leisten. Dieser verfolgt das Ziel, die Gesundheit und das Wohlbefinden der Bevolkerung
durch die Starkung von Pravention und Gesundheitsforderung sowie der Gesundheitskompetenz zu verbessern.
Der NPP leistet dariiber hinaus einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung eines ,,Bundesinstituts fiir Offentliche
Gesundheit®, das vielfiltige Public-Health-Aktivititen biindeln, den Offentlichen Gesundheitsdienst vernetzen
und die Gesundheitskommunikation des Bundes insgesamt stirken und verbessern soll.

Aus- und Weiterbildung — Bildung fiir nachhaltige Entwicklung (BNE) steht fiir eine Bildung, die Menschen
zu zukunftsfahigem Denken und Handeln befdhigt. Im Rahmen der Nationalen Plattform ,,Bildung fiir nach-
haltige Entwicklung® (NP BNE) wurde 2017 unter Federfiihrung des BMBF der Nationale Aktionsplan BNE
verabschiedet, in dem konkrete Vorschldge zusammengefasst werden, wie nachhaltiges Handeln strukturell im
deutschen Bildungssystem verankert werden kann. Zudem hat sich die NP BNE Ende 2022 zum Ziel gesetzt,
sich in den nichsten Jahren dem Schwerpunkt ,,Fort- und Weiterbildung* zu widmen. Geplant ist die Griindung
einer bildungsbereichsiibergreifenden AG mit Vertretungen ihrer Gremien. Die AG soll die Arbeit der
AG Zukunfts- und Schliisselkompetenzen der Nationalen Weiterbildungsstrategie ergéinzen, zur besseren Ver-
netzung der formalen und non-formalen/informellen Fort- und Weiterbildungs-angebote beitragen sowie Sy-
nergien generieren. Zudem unterstiitzt das BMBF mit dem ESF Plus-Programm ,,Nachhaltig im Beruf — zu-
kunftsorientiert ausbilden* die Umsetzung, Verbreitung sowie Ver-ankerung nachhaltigkeitsorientierter Wei-
terbildungsangebote in der beruflichen Bildung.

Teilhabe fiir alle — In Deutschland sind mehrere Millionen Menschen einsam. Einsamkeit ist vor allem auch
ein Riickzug aus der Gesellschaft und gefahrdet damit insbesondere den gesellschaftlichen und demokratischen
Zusammenhalt. Das BMFSF] startete daher im Juni 2022 federfiihrend die Erarbeitung einer Strategie der Bun-
desregierung gegen Einsamkeit. Im Fokus stehen alle Altersgruppen mit dem Ziel das Thema Einsamkeit in
Deutschland stérker strategisch anzugehen. Die Erarbeitung wird begleitet von einem breiten Beteiligungspro-
zess gemeinsam mit dem vom BMFSFJ geforderten ,,Kompetenznetz Einsamkeit™ (KNE). Die Strategie soll
auch die offentliche Sichtbarkeit des Themas voranbringen, u. a. mit einer Sensibilisierungskampagne seit
Herbst 2022. Unter Nutzung des DNS-Transformationshebels ,,Gesellschaftliche Mobilisierung und Teilhabe*
leistet die Strategie einen Beitrag zur Erreichung von SDG 3 — Gesundheit und Wohlergehen.

Dariiber hinaus fordert das ESF Plus-Programm ,,Integration durch Bildung* interdisziplinidre und praxisorien-
tierte Forschung zu Diskriminierungen im Bildungssystem sowie mdglichen Losungsansétzen. Es setzt sich aus
zwei praxisorientierten Forschungsforderinitiativen zusammen, bei denen a) Forschung und Transfer zu Bildungs-
angeboten und Empowerment fiir Madchen und Frauen mit Migrationsgeschichte bzw. b) Forschung und Transfer
zur Starkung von diversitéitssensiblem Handlungswissen im Bildungssystem gefordert wird. Denn wenn jede und
jeder Einzelne ihre bzw. seine Talente und Fihigkeiten bestmdglich entwickeln und einbringen kann, profitiert
davon die Gesellschaft als Ganzes. Das Programm trigt zur Zielerreichung des DNS-Indikators 10.1 ,,Ausldndi-
sche Schulabsolventinnen und Schulabsolventen* bei.

Das Programm der Stadtebauforderung ,,Sozialer Zusammenhalt™ hat die stidtebauliche Aufwertung und die Stér-
kung des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Stadt- und Ortsteilen mit sozialen Herausforderungen zum Ziel.
Das Programm zeichnet sich durch einen integrierten Ansatz aus. Durch eine enge fachiibergreifende Zusammen-
arbeit mit Akteuren und Akteurinnen aus Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft sowie eine sozialraumorien-
tierte Mittelblindelung verkniipft es in verschiedenen Handlungsfeldern bauliche Investitionen der Stadtentwick-
lung mit weiteren MaBBnahmen zur Verbesserung der Lebensbedingungen in den Fordergebieten. Innerhalb der
Programmfamilie der Stidtebauférderung legt der Soziale Zusammenhalt einen besonderen Fokus auf eine sozial
gerechte Entwicklung der Quartiere und den Abbau der sich verstirkenden sozialrdumlichen Disparitdten und
Benachteiligungen in den Stidten und Gemeinden.

Zudem leistet die Strategie gegen Einsamkeit einen substanziellen Beitrag zur Forderung des gesellschaftlichen
Zusammenhalts.



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode 31 - Drucksache 20/8050

Stirkung der gesellschaftlichen Ressourcen im internationalen Bereich

SHE ,,Support her Education® Initiative — Die SHE-Initiative umfasst das BMZ-Engagement fiir Médchenbil-
dung und gendertransformative Bildung {iber multilaterale Partnerschaften und in internationalen Prozessen und
Agenden. Sie wurde 2021 mit der Schaffung des Girls® Education Accelerator (GEA) ins Leben gerufen, einem
speziellen Fordermechanismus fiir Méddchenbildung der Globalen Bildungspartnerschaft (GPE). Die Initiative
wurde vor dem Hintergrund der feministischen Entwicklungspolitik und dem deutschen G7-Vorsitz 2022 um das
Thema gendertransformative Bildung erweitert. Das BMZ setzt sich mit diesem Ansatz dafiir ein, schidlichen
Geschlechternormen und -stereotypen in Bildungssystemen weltweit entgegenzuwirken und sie nachhaltig und
strukturell zu tiberwinden.

Feministisches Netzwerk fiir gendertransformative Bildung — Gemeinsam mit der UN Girls® Education Initi-
ative (UNGEI) griindete Deutschland im Rahmen des deutschen G7-Vorsitzes 2022 das Feministische Netzwerk
fiir gendertransformative Bildung. Ziel ist die Forderung des Austauschs zwischen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen, feministischen Aktivistinnen und Aktivisten sowie Forscherinnen und Forschern zu gendertransfor-
mativer Bildung. Das Netzwerk soll dadurch dazu beitragen, das Thema international und in multilateralen Part-
nerschaften zu stirken. Das BMZ unterstiitzt das Netzwerk als Teil der SHE-Initiative derzeit mit einem Beitrag
von 1,35 Mio. Euro.

Gesellschaftsauflenpolitik — Die GesellschaftsauBenpolitik (GAP) ist grundsétzlich auf nachhaltiges Wirken aus-
gerichtet: Vor allem fordern wir mit unseren Mitteln der GAP international die Teilhabe am gesellschaftli-chen
Fortschritt in Wissenschaft, Bildung und Kultur. Unsere 2.000 PASCH-Schulen mit besonders intensivem Bezug
zur Deutschen Sprache, darunter 135 Auslandsschulen, vermitteln Bildung fiir nachhaltige Entwicklung (BNE).
Auch die allen Deutsch lehrenden Schulen weltweit offenstehende Breitenforderung von Deutsch als Fremdspra-
che (DaF) durch das Goethe-Institut (GI) umfasst BNE-Lerninhalte. Zudem fordert das GI BNE auf3erhalb der
schulischen Bildung und auch Programme der Deutschen UNESCO-Kommission (DUK) haben die gesellschaft-
liche Transformation zum Ziel; bei Weltkultur- und Naturerbestétten, globalen Geoparks und Biosphdrenreserva-
ten ist BNE ebenso Bestandteil wie bei den Freiwilligendiensten kulturweit und naturweit. Science Diplomacy
liefert die faktenbasierte Grundlage flir politische Entscheidungen und unterstiitzt den nachhaltigen Wandel.
Durch internationale Kooperationen fordert sie im Bereich Wissenschaft und akademischem Austausch soziale
und 6konomische Nachhaltigkeit. Wissensgenerierung und -zirkulation zwischen Hochschulen und anderen staat-
lichen wie zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren sowie das Angebot von Studien- und Promotions-
moglichkeiten stirken dabei lokale und internationale Arbeitsméarkte und bauen Forschungska-pazititen aus.

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz — Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG), das am 1. Januar 2023
in Kraft getreten ist, regelt die unternehmerische Verantwortung fiir die Einhaltung von Menschenrechten und
bestimmten Umweltbelangen in den globalen Lieferketten. Hierzu gehéren beispielsweise der Schutz vor Kin-
derarbeit, das Recht auf faire Lohne ebenso wie der Schutz vor bestimmten Umweltbeeintrichtigungen. Davon
profitieren die Menschen in den Lieferketten, Unternehmen und auch die Konsumenten. Das Auslandsunterstiit-
zungsnetzwerk, das die rund 200 Auslandsvertretungen des Auswartigen Amts umfasst, begleitet dabei seit An-
fang 2023 die Umsetzung des Gesetzes, indem im Gastland ansdssige Unternehmen sowie Behorden fiir die An-
forderungen des LkSG sensibilisiert, informiert und geschult werden. Viele Staaten und Unternehmen sehen im
LkSG ein nichttarifires Handelshemmnis, durch das sie letztlich ihre deutschen Kunden verlieren konnten. Auf-
klarung tliber die Zielsetzung sowie Unterstiitzungsmafnahmen fiir die Umsetzung kénnen dem entgegenwirken
und lokale Arbeitsplétze sichern sowie verbessern.

Krisen verhindern, Konflikte bewiéltigen, Frieden fordern — Frieden, Sicherheit und Entwicklung sind beim
Schutz vulnerabler Gruppen keine isolierten Themenfelder — das eine ist ohne das andere nicht zu haben. In die-
sem Verstdndnis hat die Bundesregierung 2017 unter Federfiihrung des Auswértigen Amts ein ressortiiber-grei-
fendes Gesamtkonzept fiir den Umgang mit internationalen Krisen und bewaffneten Konflikten erstellt: die Leit-
linien ,,Krisen verhindern, Konflikte bewiltigen, Frieden fordern®. Dabei verringert die Arbeit im Huma-nitarian-
Development-Peace Nexus (HDP Nexus) Vulnerabilitit. Die Verkniipfung dieser drei Arbeitsfelder humanitire
Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit und Friedensforderung hat zum Ziel, Gesellschaften in Krisenkontexten resi-
lienter zu machen und so nachhaltige Entwicklung zu unterstiitzen bzw. {iberhaupt erst zu ermoglichen. Auch der
Wiederaufbau nach gewaltsamen Konflikten und Naturkatastrophen muss entlang der SDGs nachhaltig ausge-
staltet werden, was vulnerablen Gruppen besonders zugutekommt. Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag
festgelegt, dass sie an der Umsetzung des HDP Nexus und seiner fortwéihrenden Weiterentwicklung engagiert
und aktiv mitwirkt. So wird ein Beitrag zur Erreichung von SDG 16 — Frieden, Gerechtigkeit und starke Institu-
tionen geleistet.
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3. Starkung der Teilhabe und Beteiligungsmoglichkeiten junger Menschen

In Deutschland leben 14 Millionen junge Menschen. Die Entscheidungen von heute bestimmen iiber ihre Zukuntft.
Daher verfolgt der Nationale Aktionsplan fiir Kinder und Jugendbeteiligung (NAP) das Ziel, die Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen zu stirken. Die Jugendstrategie der Bundesregierung wird durch den NAP weiterent-
wickelt. Bis 2025 werden in Beteiligungsformaten Empfehlungen fiir eine wirksame Kinder- und Jugendbeteili-
gung erarbeitet.

Mit dem Bundesprogramm ,,Das Zukunftspaket fiir Bewegung, Kultur und Gesundheit™ trigt das BMFSFJ dazu
bei, die Lage junger Menschen in und nach der Corona-Pandemie und in den aktuellen Krisenzeiten mittels Be-
wegung, Kulturangeboten und Mafinahmen fiir die krperliche und seelische Gesundheit zu verbessern. Gleich-
zeitig wird die Kritik aufgegriffen, dass junge Menschen in der Pandemie nicht gehdrt und ihre Bedarfe zu wenig
gesehen wurden. Das Bundesprogramm wird seit Januar 2023 in drei Feldern umgesetzt. Junge Menschen, Trager
und Kommunen kénnen Fordermittel beantragen, um Projekte von und fiir junge Menschen im Jahr 2023 umzu-
setzen. Direkte Teilhabe und konkrete Mitsprache stehen daher im Zentrum des Zukunftspakets. Dabei wird ein
Fokus auf junge Menschen in Risikolagen gelegt, die in besonderer Weise von den Auswirkungen der sich iiber-
lappenden Krisen betroffen sind. Mit dem Zukunftspaket sollen zudem die bestehenden Strukturen der Kinder-
und Jugendbeteiligung gestérkt und neue Beteiligungsmoglichkeiten gefordert werden.

Auch mit dem Nationalen Aktionsplan ,,Neue Chancen fiir Kinder in Deutschland“ (NAP) verfolgt Deutschland
das Ziel, bis zum Jahr 2030 benachteiligten Kindern und Jugendlichen den Zugang zu friihkindlicher Betreuung,
Bildung und Erziehung, zu Bildungsangeboten und schulbezogenen Aktivitdten, zu Gesundheitsversorgung, ge-
sunder Erndhrung und angemessenem Wohnraum zu gewahrleisten. Ein umfangreicher Beteiligungsprozess mit
Stakeholdern aus Bund, Landern, Kommunen und der Zivilgesellschaft wird wahrend der Umsetzungsphase fort-
gefiihrt. Benachteiligte Kinder und Jugendliche als Zielgruppe des NAP werden den Prozess eng begleiten.

Zudem fordert das BMFSFJ {iber den Kinder- und Jugendplan des Bundes Triger der politischen Jugendbildung,
der kulturellen Kinder- und Jugendbildung, der Kinder- und Jugendarbeit im Sport, der Jugendsozialarbeit und
Integration sowie der Kinder- und Jugendverbandsarbeit mit den ihnen angeschlossenen Einrichtungen. Die ge-
forderten Triger bauen bundesweite Kommunikations- und Kooperationsstrukturen auf und aus, entwickeln das
Feld der auBerschulischen Jugendbildung fachlich und konzeptionell weiter und setzen fachlich qualifiziert au-
Berschulische Jugendbildung in den jeweiligen Tatigkeitsfeldern um. Jugendbildung bestérkt junge Menschen in
ihrer Entwicklung zu selbstbestimmten, demokratisch handelnden Biirgerinnen und Biirgern. Sie fordert Selbst-
bewusstsein, Teilhabefdhigkeit und die Lust, sich einzumischen sowie das Zusammenwachsen der jungen Gene-
ration in Deutschland und Europa. Auch trigt Jugendbildung zur Verstindigung und Toleranz {iber Grenzen hin-
weg, zur Verbesserung des Dialogs zwischen den Generationen und zur Integration der ausldndischen Mitbiirge-
rinnen und Mitbiirger bei. Der Kinder- und Jugendplan férdert zudem die Gleichstellung von Madchen und Jungen
als durchgéngiges Leitprinzip.

AulBlerdem fordert das BMBF mit ,,Kultur macht stark. Biindnisse fiir Bildung* Projekte der auBerschulischen
kulturellen Bildung, die von lokalen Biindnissen fiir Bildung umgesetzt werden. Die Projekte richten sich an Kin-
der und Jugendliche, die in Risikolagen fiir Bildungsbenachteiligung aufwachsen und dadurch in ihren Bildungs-
chancen eingeschrénkt sind. Bislang wurden 1,2 Millionen Kinder und Jugendliche in fast 40.000 Projekten, die
von rund 15.000 lokalen Biindnissen fiir Bildung bundesweit umgesetzt wurden, gefordert. Die aufgefiihrten Mal3-
nahmen zur Stirkung der Teilhabe und Beteiligungsmoglichkeiten junger Menschen nutzen allesamt den DNS-
Transformationshebel der gesellschaftlichen Mobilisierung und Teilhabe.
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Kapitel C
Neue Wege und Aktivitaten

. Policy und Governance

Im Folgenden werden Vorschlidge unterbreitet, wie die soziale Dimension der Nachhaltigkeit in allen Transfor-
mationsbereichen gestirkt werden kann. So hat nicht zuletzt die Corona-Pandemie gezeigt, dass interdisziplinére
und ressortiibergreifende Ansétze der Politikgestaltung immer wichtiger werden. Die Wechselwirkungen zwi-
schen verschiedenen Politikbereichen und Sektoren miissen noch stirker als bisher aktiv angegangen werden, um
die Ziele der Agenda 2030 erreichen zu konnen. Entsprechend der zweiten Leitfrage des Berichts ist es dabei
entscheidend, dass Strukturen geschaffen und erhalten werden, die widerstandsfiahig und gleichzeitig innovativ,
agil und anpassungsfahig sind, um den Anforderungen einer Zukunft mit multiplen Krisen gerecht zu werden.
Resilienz zu schaffen als Fahigkeit, auf Stérungen von auflen krisenfest reagieren zu kdnnen, wird zu einer zent-
ralen Aufgabe insbesondere im Bereich der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit — das betrifft sowohl die Ebene
der Schliissel- und Zukunftskompetenzen der Menschen als auch die institutionellen Strukturen und systemischen
Voraussetzungen auf dem Weg zu einer nachhaltigen Welt.

Aber Resilienz ist nur ein (zentrales) Element von Nachhaltigkeit. Ziel der DNS und insbesondere des Transfor-
mationsbereichs der sozialen Dimension ist es, eine ,,Kultur der Nachhaltigkeit mit entsprechenden {ibergeord-
neten Grundsétzen zu verwirklichen. In der DNS 2021 heifit es dazu paradigmatisch: ,,Ziel ist, eine ,Kultur der
Nachhaltigkeit® durch politisches Handeln zu verankern, die auf die 17 SDGs ausgerichtet ist und damit auf mehr
Lebensqualitdt, Zukunftsfahigkeit, Generationengerechtigkeit und gesellschaftlichen Zusammenhalt, und die die
Resilienz konsequent im Blick behélt.” (DNS 2021, S. 26). Von besonderer Bedeutung sind also fiir den sozialen
Bereich neben Resilienz und Zukunftsfiahigkeit vor allem auch die Elemente Lebensqualitit, Generationengerech-
tigkeit und gesellschaftlicher Zusammenhalt.

Zentrales Instrument fiir die Verwirklichung einer ,,Kultur der Nachhaltigkeit und zur Umsetzung der Transfor-
mation zu Nachhaltigkeit ist eine zielgruppenspezifische Nachhaltigkeitskommunikation. Ziel muss es sein, In-
formationen gut verstdndlich und ansprechend zu vermitteln, um moglichst viele Personen erreichen und einbe-
ziehen zu kénnen. Wir brauchen einen breiten, lebendigen Diskurs rund um Nachhaltigkeit, der mdglichst viele
Menschen mitnimmt. Hierfiir leistet Bildung fiir nachhaltige Entwicklung (BNE) iiber die gesamte Lebensspanne
einen wichtigen Beitrag.

Um diese vielfiltigen Elemente bzw. Zielsetzungen zu erreichen, sind deshalb Maflnahmen mit ,,Mehrgewinnen‘
(,,Co-Benefits*) fiir Gesundheit, Bildung und soziale Gerechtigkeit bzw. sozialen Zusammenhalt von besonderer
Bedeutung, die in diesem Transformationsbereich eine Schliisselstellung einnehmen. Solche Maflnahmen mit
,»Mehrgewinnen® sind n6tig, wenn alle Nachhaltigkeitsziele erreicht werden sollen. So ist es zum Beispiel wich-
tig, Klimaschutzmafinahmen stérker als bisher sozial gerecht auszugestalten. Vor dem Hintergrund der Zielset-
zung von SDG 10 darf Klimaschutz insbesondere nicht zur weiteren Verschédrfung von Ungleichheiten fiihren.
Gleichzeitig miissen grundsétzliche sozialpolitische Fragen etwa zur Vermogens- und Einkommensungleichheit
flankierend bearbeitet und geldst werden. Unstrittig ist, dass die Akzeptanz fiir KlimaschutzmafBnahmen und ihre
Vermittelbarkeit steigen, wenn sie als sozial gerecht empfunden werden. Zudem miissen Menschen mit niedrigem
Einkommen tiberhaupt erst befihigt werden, Teil der Transformation zu sein. Denn nicht selten erfordert die
Teilhabe Investitionen (z. B. in Gebdudesanierung, effiziente Haushaltsgerite oder klimafreundliche Mobilitét),
die von dieser Gruppe oftmals nicht ohne Unterstiitzung aufgebracht werden konnen. Es gilt somit zu verhindern,
dass Klimaschutzmafnahmen (wie die COz-Bepreisung) sich fiir einkommensarme Menschen schlichtweg in
Form von Preissteigerungen niederschlagen. Vielmehr sind soziale Belange bei der Konzeption von Klimaschutz-
mafnahmen stets von vornherein mitzudenken. Die Bekdmpfung des Klimawandels ist auch deshalb von grof3em
sozialpolitischen Interesse, da die Folgen eines ungebremsten Klimawandels zuvorderst die Schwichsten der Ge-
sellschaft treffen.
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Stellungnahme aus der Dialoggruppe

,»Vor dem Hintergrund der Dringlichkeit, mit der in den nichsten Jahren politisch Weichen fiir die Transfor-
mation menschlicher Aktivitaten gestellt werden miissen, sind Maflnahmen mit Mehrgewinnen (engl. Co-Be-
nefits) fiir Gesundheit, Umwelt und Gerechtigkeit zu priorisieren.*

Zukunftsforum Public Health

In Bezug auf die gesundheitliche Chancengleichheit beim Thema Klima, Umwelt und Gesundheit besteht die
Notwendigkeit, zukiinftig noch stirker auf den Zusammenhang zwischen Umweltqualitdt, sozialen Faktoren und
gesundheitlichen Wirkungen zu schauen, um auch in diesem Bereich die Chancengleichheit zu verbessern. Denn
es ist bekannt, dass d&rmere Menschen haufiger krank sind, haufiger in ungiinstigeren Wohnverhéltnissen (z. B.
schlecht gedimmten Hausern mit starker Hitzebelastung im Sommer) leben und stirkeren Umweltbelastungen
(z. B. Larm und Luftschadstoffen an Hauptverkehrsstraen) ausgesetzt sind. Nur so lassen sich auch bestehende
Zielkonflikte zwischen den Nachhaltigkeitszielen auflosen, wobei hier die Perspektive unterschiedlicher Zeitho-
rizonte von Bedeutung ist: Viele Synergieeffekte ergeben sich hiufig erst in einer ldngerfristig ausgerichteten
Bewertung. Vermeintliche Zielkonflikte in der Gegenwart verlieren in dieser Perspektive an Bedeutung, wenn
entsprechende Mehrgewinne in der Zukunft erreicht werden kdnnen.

Deshalb geht es auch darum, Krisen besser vorhersehen zu konnen, um sie entsprechend besser zu managen und
zukunftsfest aus ihnen hervorzugehen. So ist es nicht nur von entscheidender Bedeutung, dass die Ressorts kiinftig
systematischer in zentralen Feldern der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit zusammenarbeiten, sondern dass
sie auch verstirkt Methoden der Strategischen Vorausschau anwenden. Hier kann auf einen bereits bestehenden
Ressortkreis zur Strategischen Vorausschau unter Leitung des Bundeskanzleramts wie auch auf Arbeitseinheiten
zu Strategischer Vorausschau in den Ressorts oder auf Angebote der Bundesakademie fiir Sicherheitspolitik
(BAKS), zuriickgegriffen werden. Eine zentrale Aufgabe von Strategischer Vorausschau ist, Fragen und Themen-
felder zu ermitteln, die fiir die politische Willensbildung von hoher Bedeutung sind oder in Zukunft werden konn-
ten, und sich mit ihnen strukturiert auseinanderzusetzen. Dabei geht es in einem ersten Schritt darum, moglichst
systematisch und zugleich transparent den Status-Quo festzustellen, das heilit wo die Umsetzung der Ziele der
Agenda 2030 bereits erreicht worden ist und wo noch deutliche Liicken und Handlungsmdglichkeiten bestehen.
Auf dieser Grundlage sollen plausible Entwicklungspfade und konkrete strategische Optionen fiir die Zukunft
aufgezeigt werden. Wichtig ist dabei, antizipierte alternative Entwicklungsmdoglichkeiten und Szenarien im Sinne
unterschiedlicher ,,Zukunftsbilder anschaulich zu beschreiben. Dies gilt sowohl fiir den ndheren Zukunftshori-
zont — also flir die nachsten Jahre bis zum Stichjahr der Agenda 2030 — als auch dariiber hinaus, denn die grof3e
Transformation wird ein Prozess der néchsten Jahrzehnte sein.

Ein wichtiger Baustein ist in diesem Zusammenhang, die Rahmenbedingungen fiir Reallabore als Testrdume fiir
Soziale und technische Innovationen und Treiber fiir regulatorisches Lernen umfassend zu verbessern. In Realla-
boren kénnen innovative Losungen und Handlungsoptionen fiir die Transformation zur Nachhaltigkeit im anwen-
dungsrelevanten Maf3stab erprobt und demonstriert und mit relevanten Stakeholdern diskutiert werden, damit sie
spéter in der Breite zum Einsatz gebracht werden konnen. Es ist Ziel der Bundesregierung, ein Reallabore-Gesetz
zu schaffen, das einheitliche und innovationsfreundliche Rahmenbedingungen fiir Reallabore bietet und neue
Freirdume ermdglicht. Zur Vorbereitung eines Gesetzentwurfs wird im Sommer 2023 ein breites Konsultations-
verfahren durchgefiihrt, das durch die Interministerielle Arbeitsgruppe Reallabore, den Bund-Lénder-Arbeitskreis
Reallabore sowie das Netzwerk Reallabore des BMWK begleitet wird.

Von zentraler Bedeutung fiir die politische Gestaltung ist dabei, solche ,,Zukiinfte* nicht nur auf der Ebene der
Expertinnen und Experten zu entwerfen, sondern dazu mit den Biirgerinnen und Biirgern bzw. unterschiedlichen
gesellschaftlichen Gruppen in einen Dialog zu treten, sei es in Form von Biirgerdialogen, Experten-Workshops,
Konferenzen oder digitalen Diskussionsformaten. Ziel ist, das Regierungshandeln im Bereich der sozialen Di-
mension der Nachhaltigkeit zukiinftig noch stirker als bisher an den Bediirfnissen der Biirgerinnen und Biirger
auszurichten und Politik mit den Menschen vor Ort gemeinsam zu gestalten.
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Stellungnahme aus der wpn2030

,Partizipation und Teilhabe miissen breit aufgesetzt werden. Es muss aber darum gehen, aufzuzeigen, dass
durch diese Gruppen mehr Gestaltungsmoglichkeiten des 6ffentlichen Lebens entstehen. Mit Blick auf das Zu-
sammenkommen von Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft sind mehr runde Tische, Biirger:innenréte, Biir-
ger:innenforen sowie insgesamt mehr inter- und transdisziplindre Vorgehensweisen und geeignete (Online-)
Begleitungen wichtig. Um mehr Menschen an der Transformation zu beteiligen, braucht es entsprechende Me-
thoden. Es geht um die Attraktivitit der Anpassung an verénderte Kontextbedingungen, also eine positive Dar-
stellung.*

Prof. Dr. Dr. Ortwin Renn
Wissenschaftsplattform 2030

Die Bundesregierung hat auch hier bereits erste wichtige Strukturen geschaffen, um etwa verhaltenswissenschaft-
liche Elemente und Verfahren im Regierungshandeln einzufiihren bzw. zu stirken: Das im BK-Amt angesiedelte
Referat ,,Verhaltenswissenschaften und biirgerzentrierte Politik berdt die Bundesregierung im Hinblick auf eine
groBere Biirgerzentrierung und Wirksamkeit politischer Vorhaben. Auch hier konnen wichtige Synergien wie
beim Ressortkreis Strategische Vorausschau gewonnen werden, um die Agenda 2030 stirker mit explizit biirger-
zentrierten Ansdtzen zu verbinden. Dabei ist das Ziel, moglichst alle Menschen zu erreichen, indem z.B. eine
reprasentative Auswahl von Biirgerinnen und Biirgern vor Ort und/oder online zu zentralen Fragen eines nach-
haltigen Lebensstils befragt wird. Solche Ansitze kniipfen iiberdies an bereits bestehende Formate, wie etwa das
regelmdBig von der Bundesregierung veranstaltete ,,Forum Nachhaltigkeit* mit Verbdnden und Gruppen der Zi-
vilgesellschaft, an und vertiefen diese auch im Bereich der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit. Ein weiterer
Baustein ist das ,,Gemeinschaftswerk Nachhaltigkeit®, das ein breites Netzwerk kommunaler Aktivititen fiir mehr
Nachhaltigkeit biindelt.

Das Gemeinschaftswerk Nachhaltigkeit

Das Gemeinschaftswerk basiert auf einer Initiative von Bund und Lindern und wird vom RNE unter Einbin-
dung der vier Regionalen Netzstellen Nachhaltigkeitsstrategien (RENN) koordiniert. Das Gemeinschaftswerk
soll das bestehende Engagement fiir nachhaltige Entwicklung sichtbarer machen, weiteres Engagement befor-
dern, neue Akteure gewinnen und die verschiedenen Akteure zu neuen Kooperationen bewegen. Die Bundes-
regierung beteiligt sich am Gemeinschaftswerk.

Um diese innovativen Elemente in der Arbeit am Transformationsbereich erfolgreich zu verwirklichen, ist es von
zentraler Bedeutung, bereits vorhandene Strukturen zu nutzen, um Zukunfts- bzw. Schliisselkompetenzen aufzu-
bauen und Soziale Innovationen zu beférdern. Vorhandene Strukturen sind in einer Vielzahl existierender Pro-
gramme der Bundesregierung, z.B. der Initiative Bildungsketten (BMBF/BMAS), dem Berufsorientierungspro-
gramm (BMBF), der ressortiibergreifenden Strategie ,,Soziale Stadt — Nachbarschaften stirken; Miteinander im
Quartier” (BMWSB), der Initiative Klischeefrei (BMBF/BMFSFJ), der Open Social Innovation Initiative zu Bil-
dungsiibergingen (BMBF), ,,Kultur macht stark. Biindnisse fiir Bildung* (BMBF) oder dem ESF Plus Programm
,,Bildungskommunen* (BMBF) aufgebaut und kdnnten genutzt werden.

Das bedeutet auch, Strategien und Forderrichtlinien des Bundes stirker auf die soziale Dimension der Nachhal-
tigkeit auszurichten. Staatliche Forderung muss mit Blick auf ihr jeweiliges Forderziel neben relevanten techni-
schen oder 6konomischen Hiirden auch die sozialen Gelingensvoraussetzungen adressieren und gezielt Impulse
setzen, um die dafiir notwendigen individuellen, institutionellen bzw. gesellschaftlichen Ressourcen zu stérken.
Es gilt in einem breiten Ansatz die verschiedenen gesellschaftlichen Akteure von Wissenschaft und Wirtschaft,
iiber zivilgesellschaftliche Multiplikatoren bis hin zu Verwaltung und Politik in Bund, Léndern und Kommunen
zu aktivieren und bei der Losung zentraler Nachhaltigkeitsherausforderungen zusammenzubringen. Das erfordert
neben einer kohdrenten und systemischen Verzahnung verschiedener Forderinstrumente insbesondere den Abbau
von Zugangshiirden etwa durch die Vereinfachung, Beschleunigung und Digitalisierung entsprechender Forder-
verfahren.

Auch internationale bzw. globale Foren und Formen der Zusammenarbeit oder des ,,Peer Learning* sollen auf
globaler Ebene verstérkt genutzt werden; dazu gehdren u. a. auch der SDG-Gipfel sowie das ,,Hochrangige Poli-
tische Forum zur nachhaltigen Entwicklung®. Der Zukunftsgipfel der Vereinten Nationen im September 2024
bietet die einmalige Mdglichkeit, internationale Nachhaltigkeitsprozesse mit der breiteren Debatte zu globaler
Gerechtigkeit, Inklusivitidt und der Ausgestaltung multilateraler Institutionen zu verkniipfen. Er vereint dabei



Drucksache 20/8050 ~36— Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

mehrere Strénge, die fiir den Transformationsbereich relevant sind. So ist die Beseitigung von Ungleichheit bei-
spielsweise jeweils ein Teilaspekt der Stringe Globale Finanzarchitektur, Digitalpakt, Erklarung iiber zukiinftige
Generationen, Jugendbeteiligung und Alternative Wohlstandsmessung (Beyond GDP).

1. Ressortiibergreifende Zusammenarbeit intensivieren

Ein wichtiger Baustein zur Beantwortung der Leitfrage, welche strukturellen und institutionellen Rahmenbedin-
gen vorhanden sein miissen, damit alle Menschen in der Gesellschaft ein nachhaltiges Leben mit hohem Wohlbe-
finden fithren konnen, ist ein so genannter ,,Whole-of-Government-Ansatz*. Dabei handelt es sich um einen ge-
samtstaatlichen Ansatz, der politische Malnahmen und Initiativen — wo immer mdglich und geboten — ressort-
iibergreifend bzw. ,,ganzheitlich® denkt und umsetzt. Damit ressortiibergreifende Zusammenarbeit wirkungsvoll
ist, miissen die bestehenden Governance-Strukturen angepasst werden. Eine exemplarische politische Gestal-
tungsaufgabe ist dafiir der bereits erwéhnte Ansatz ,,Gesundheit in allen Politikfeldern™ bzw. ,,Health in All Poli-
cies“ (HiAP). Das ,,Health in All Policies-Rahmenkonzept™ der WHO ist ein Ansatz fiir politische Steuerung, der
im Sinne einer gesundheitsforderlichen Gesamtpolitik darauf abzielt, die Gesundheit und das Wohlergehen der
Bevolkerung zu erhalten und zu verbessern, indem die gesundheitlichen Auswirkungen politischer Mafinahmen
in allen Sektoren bereits bei ihrer Entwicklung beriicksichtigt werden. Dabei kommt es auch darauf an, Synergien
zwischen den Sektoren zu schaffen sowie schiadliche Auswirkungen auf die Gesundheit der Bevolkerung zu ver-
meiden.

Stellungnahme aus der Dialoggruppe

,Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege teilt die Einschétzung, dass gerade vor dem Hin-
tergrund der SARS-CoV-2-Pandemie, welche die strukturellen Probleme und Herausforderungen unserer Ge-
sellschaft an vielen Stellen verstérkt sichtbar gemacht hat, eine politisch getragene ressort- sowie politikfeld-
iibergreifende Zusammenarbeit notwendig ist. Mehr Gesundheit fiir alle ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe und erfordert einen ,,Health in all Policies* (HiAP)-Ansatz.*

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, BAGFW

HiAP dient dazu, die Auswirkungen von Entscheidungen und Aktivitdten in verschiedenen Bereichen auf Ge-
sundheit und Wohlergehen konsequent zu beachten, denn u. a. die Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Sozial-, Umwelt-,
Verkehrs-, Bau-, Klimaschutz- oder Wirtschaftspolitik wirken sich direkt auf die Gesundheit der Bevolkerung
aus. Umgekehrt haben aber auch Entscheidungen der Gesundheitspolitik direkte Wirkungen auf eine Vielzahl
anderer Lebensbereiche bzw. Politikfelder, wie es nicht zuletzt im Rahmen der Corona-Pandemie sehr deutlich
geworden ist. Wichtige Grundlagen fiir HiAP liefert dabei die Public-Health-Forschung unter dem Aspekt der
gesellschaftlichen Transformation sowie die Forschung zu gesundheitlichen und sozialen Zusammenhéngen und
zur Weiterentwicklung der Methoden der Folgenabschétzung. Ein verbessertes Wissen um diese Zusammenhinge
ermdglicht es gleichzeitig, im Sinne der Transformation Gesundheit in allen ihren Beziigen zu verstehen und zu
fordern (z.B. soziale Chancengleichheit, Umwelt und Klima).

Ziel ist daher, diesen Ansatz in der Arbeit aller Ressorts zu stiarken: Eine ressortiibergreifende ,,Arbeitsgruppe
Health in All Policies “ unter Federfithrung des BMG soll Vorschldge dazu erarbeiten. Das BMG unterstiitzt au-
Berdem mit der Entwicklung eines ,,Nationalen Praventionsplans (NPP)*“. Mit dem NPP sollen erste Grundlagen
von HiAP erarbeitet werden. Es sollen Ansétze auf bundespolitischer Ebene identifiziert werden, die bereits heute
zur Stirkung einer gesundheitsforderlichen Gesamtpolitik beitragen. Ferner sollen unter Beriicksichtigung inter-
nationaler Erfahrungen Instrumente gepriift werden, mit deren Hilfe die Zusammenarbeit zwischen unterschied-
lichen Politikbereichen in Gesundheitsbelangen verbessert und ein Augenmerk auch auf nicht intendierte gesund-
heitliche Auswirkungen geworfen werden kann, die mit einer geplanten MaBBnahme auferhalb des Gesund-
heitssektors einhergehen. Das Thema HiAP ist damit zugleich ein wichtiger Beitrag zur Stirkung der Offentlichen
Gesundheit und des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes, dem ein besonderer Stellenwert in der kiinftigen Arbeit der
Bundesregierung zukommt. Dieser Stellenwert zeigt sich insbesondere in der Entwicklung eines ,,Bundesinstituts
fiir Offentliche Gesundheit®, das alle Bereiche von Public Health in Deutschland biindeln, den Offentlichen Ge-
sundheitsdienst in seiner Vernetzung unterstiitzen und die Gesundheitskommunikation des Bundes stdrken und
verbessern soll.

Eine weitere zentrale Herausforderung, die die Notwendigkeit der ressortiibergreifenden und transdiszipliniren
Herangehensweise verdeutlicht, ist im Gesundheitsbereich der One Health-Ansatz. Er wird ein immer bedeutsa-
merer Ansatz, da er ein sektoreniibergreifendes, integratives Verstdndnis und Management von Gesundheitsrisi-
ken verfolgt. Dabei geht es sowohl um die komplexen Zusammenhénge der Gesundheit von Menschen und Tieren
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und deren Lebensrdume wie auch generell um den Schutz der Umwelt, die interdisziplinir betrachtet werden
miissen. Gerade die Schnittstelle Mensch-Tier—Umwelt ist von zentraler Bedeutung, um die Ursachen von Ge-
sundheitsrisiken und etwa auch die gesundheitlichen Auswirkungen von Naturzerstérung und des Klimawandels
zu verstehen und effektive MaBnahmen zur Pandemiepriavention, Verhinderung antimikrobieller Resistenzen
(AMR) und zur Einddmmung vernachléssigter und armutsassoziierter Tropenkrankheiten zu entwickeln. Das be-
deutet konkret u. a. Gesundheit und dort insbesondere die Priavention zu fordern, die gesundheitlichen Folgen der
fortschreitenden Naturzerstérung und des Klimawandels zu mildern, die Gesundheitssysteme zu stirken und eine
allgemeine Gesundheitsversorgung mit einem Zugang fiir alle zu ermdglichen. Es bedeutet aber auch, in den
Gesundheitsschutz zu investieren, vor allem in den Schutz vor Epidemien und Pandemien, und sich fiir die huma-
nitdre Gesundheitshilfe zu engagieren.

Stellungnahme aus der Dialoggruppe

»Wir begriilen, dass die Bundesregierung den ,,One Health“-Ansatz umsetzt. Die Integration des ,,One
Health“-Ansatzes kann durch ein interministerielles Austauschformat gestirkt werden. Dieses kann dazu bei-
tra-gen, die Koordination und die Politikkohirenz zu verbessern. Uber das Austauschformat sollten verldssliche
und regelméBige Konsultationen mit zivilgesellschaftlichen Akteuren erfolgen. Ein besonderer Fokus bei der
Umsetzung des ,,One Health“-Ansatzes sollte auf der sozialen Dimension von Nachhaltigkeit liegen. Das
Wohl-befinden und die Wiirde von Mensch und Tier tragen zu deren nachhaltiger Gesundheit bei.*

Verband Entwicklungspolitik und Humanitére Hilfe, VENRO

Die Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang bereits mehrere Mallnahmen ergriffen: So wird sich das
Helmbholtz Institut fiir One Health (HIOH) mit der anhaltenden Bedrohung durch das Auftreten neuartiger Krank-
heitserreger sowie mit der Anpassung bekannter Krankheitserreger, einschlieBlich ihrer antimikrobiellen Resis-
tenz gegen bereits zugelassene Wirkstoffe, befassen. Auch befindet sich eine Forschungsplattform fiir One Health
im Aufbauy, die allen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus den relevanten Disziplinen in Deutschland
offensteht und zur Vernetzung und Stirkung von Forschung unter Beriicksichtigung des One Health-Ansatzes
beitrdgt. Antimikrobielle Resistenzen sollen dariiber hinaus im Rahmen der ,,One Health AMR“-Partnerschaft
durch Zusammenarbeit von EU-Mitgliedsstaaten, der EU-Kommission und Drittstaaten mit Forschungsforderung
und weiteren MaBBnahmen bek&dmpft werden. Auch im Rahmen der ,,Strategie der Bundesregierung zur globalen
Gesundheit® soll der One Health-Ansatz einen noch groBBeren Stellenwert erhalten als bisher. Das bereits beste-
hende ressortiibergreifende ,,informelle Netzwerk One Health* erhilt daher den Auftrag zu priifen, welche wei-
teren — auch strukturellen — Maflnahmen geeignet sind, um die Umsetzung des One Health-Ansatzes deutlich
voranzubringen. Das Netzwerk wird dem StA NHK dazu anlassbezogen berichten.

2. Zukunftsstrategien und Innovationen

Mit der Zukunftsstrategie Forschung und Innovation hat die Bundesregierung die Forschungs- und Innovations-
politik neu aufgestellt, um die natiirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen, die internationale Wettbewerbsfahig-
keit Deutschlands zu sichern, die Resilienz der Gesellschaft zu stirken und die eigene Wirtschaftskraft zu ge-
wiahrleisten. Dabei geht es auch um den Erhalt zukiinftiger Handlungsspielrdume. Neue Losungen sind heute
erforderlich, um auch in Zukunft Lebensqualitét und Wohlstand in Deutschland schaffen und erhalten zu kdnnen.
Mit Blick auf die forschungs- und innovationspolitischen Herausforderungen hat die Bundesregierung deshalb
sechs zentrale Missionen definiert. Diese adressieren Themen wie ressourcenbewusstes Wirtschaften, Klima-
schutz, Anpassung an den Klimawandel und Bewahrung der Artenvielfalt, Gesundheit, Technologische Souveri-
nitidt, Umweltschutz sowie gesellschaftliche Resilienz.

Denn die Bewiltigung grofler gesellschaftlicher Herausforderungen ist mit grundlegenden Transformationspro-
zessen verbunden, die bisherige Strukturen infrage stellen und Lebenswelten jeder und jedes Einzelnen betreffen.
Angesichts dieser Herausforderungen ist gesellschaftliche Resilienz von iiberragender Bedeutung. Gestéirkt wer-
den sollten die Féhigkeiten nicht nur zur vorausschauenden Bewéltigung von Krisen, sondern auch zur proaktiven
und innovationsgetriebenen Gestaltung von Transformationsprozessen hin zu einer nachhaltigen Entwicklung so-
wie zur Stirkung und Verteidigung der offenen, freiheitlich-demokratischen Gesellschaft. Hierzu wurde auch die
Allianz fiir Transformation als Leitdialog des Bundeskanzlers etabliert. Die Allianz ist ein im Koalitionsvertrag
beschlossenes Dialogformat, in dem die Bundesregierung mit Wirtschaft, Gewerkschaften und Wissenschaft zu-
sammenkommt, um sich zu zentralen Transformationsfeldern zu beraten und die die notwendigen Transformati-
onsprozesse, die Deutschland klimaneutraler, digitaler und resilienter machen sollen, gemeinsam zu gestalten.
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In diesem Zusammenhang kommt zudem Sozialen Innovationen eine besondere Rolle zu. Mit der Strategie fiir
Soziale Innovationen und Gemeinwohlorientierte Unternehmen verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die Ent-
wicklung und Skalierung von Sozialen Innovationen zu fordern und zu unterstiitzen. Mit der Strategie sollen
Unternehmergeist und Eigenverantwortung sowie Innovationen ganzheitlich gestdrkt werden. Unter anderem sol-
len mit der Open Social Innovation Initiative Bildungsiibergéinge filir Bildungsbenachteiligte adressiert werden.

3. Starkung nachhaltiger Aus- und Weiterbildung

Damit alle Menschen in unserer Gesellschaft zu einem guten, nachhaltigen Leben beféhigt werden kénnen, sind
auch weitere Anstrengungen im Bereich der Aus- und Weiterbildung erforderlich. Als dritte Séule der BAfoG-
Leistungen ist daher die Einrichtung des Lebenschancen-BAfoG geplant. Um selbstbestimmt Weiterbildungen
auch jenseits berufs- und abschlussbezogener Qualifikation wahrnehmen zu kénnen, sollen Erwachsenen mit ge-
ringem Einkommen staatliche Zuschiisse im Rahmen eines digitalen Weiterbildungskontos gutgeschrieben wer-
den. Im Koalitionsvertrag ist zudem verabredet, dass Beschéftigten im Rahmen einer Bildungszeit bzw. Bil-
dungsteilzeit finanzielle Unterstiitzung fiir arbeitsmarktbezogene Weiterbildung geboten werden soll. Hiermit soll
die Beschiftigungsfahigkeit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Zeiten des beschleunigten Struktur-
wandels gestdrkt werden.

Auch wird die Nationale Plattform ,,Bildung fiir nachhaltige Entwicklung* (NP BNE) unter BMBF-Vorsitz das
Thema Aus-, Fort- und Weiterbildung als neues Schwerpunktthema bearbeiten. In diesem Rahmen sollen die
Fragen der Vermittlung von BNE-Inhalten in beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildungen sowie in der allgemei-
nen Weiterbildung, die Vermittlung von Zukunftskompetenzen fiir Beschéftigte, insbesondere in der Bundesver-
waltung und bei Lehrerinnen und Lehrern sowie Erzieherinnen und Erziehern bearbeitet sowie die Frage der Um-
setzung des ,,Whole Institution Approachs® in den 6ffentlichen Einrichtungen diskutiert werden. Dariiber hinaus
unterstiitzt die Bundesregierung eine bessere Erfassung von transformationsbedingten Qualifikations- und Ar-
beitsanforderungen in der (beruflichen) Bildung, eine engere Verzahnung von formalen und non-formalen/infor-
mellen Aus-, Fort- und Weiterbildungsangeboten, einen Fokus auf Train-the-Trainer-Programme und die Forde-
rung von Angeboten der Allgemeinen Bildung, die zu einer Stirkung der Resilienz beitragen und zum nachhalti-
gen Handeln befdahigen. Auch in Betrachtung kommen eine modellhafte Entwicklung von BNE-Modulen fiir all-
gemeine Fort- und Weiterbildungsangebote sowie die starkere Verankerung von Nachhaltigkeit im Rahmenplan
der Ausbilder-Eignungsverordnung. Auch der Austausch im Rahmen der Arbeitsgruppe Zukunfts- und Schliis-
selkompetenzen der Nationalen Weiterbildungsstrategie soll in diesem Zusammenhang erwéhnt werden.

Im Auftrag des BMZ unterstiitzt Engagement Global als einer der zentralen Akteure die strukturelle Verankerung
von BNE auf allen Ebenen des Bildungssystems in enger Kooperation mit der Kultusministerkonferenz und den
Bundesldndern mit vielféltigen MaBnahmen.?

Stellungnahme aus der Dialoggruppe

,»Wir befiirworten [...] ausdriicklich das Vorhaben, die Nationale Plattform Bildung fiir nachhaltige Entwick-
lung um die schwerpunktmifige Bearbeitung des Themas Aus-, Fort- und Weiterbildung zu bitten. Die Ver-
mitt-lung von Zukunftskompetenzen ist dabei nicht nur fiir bestimmte Berufsgruppen, sondern fiir alle Biir-
ger*innen von grofer Bedeutung, um auch weiterhin am gesellschaftlichen Leben teilhaben und die nachhaltige
Trans-formation aktiv gestalten zu konnen.*

Deutscher Volkshochschul-Verband, DVV

4. Forderung der Teilhabe fiir alle

Mit der Forderung der Teilhabe fiir alle wird die stirkere Beriicksichtigung des handlungsleitenden Grundsatzes
des Transformationsteams, niemanden zuriickzulassen, verfolgt. Der DNS-Transformationshebel ,,Gesellschaft-
liche Mobilisierung und Teilhabe* und der lebensweltliche Ansatz des Transformationsbereichs sind diesbeziig-
lich von besonderer Relevanz. Die Partizipation von Biirgerinnen und Biirgern an Entscheidungsprozessen, ziel-
gruppenspezifische Angebote, aufsuchende Maflnahmen sowie eine zielgruppenorientierte Ansprache sind wich-
tige Bausteine, um allen Menschen in unserer Gesellschaft eine gleichberechtigte Teilhabe zu ermoglichen und
sie zu einem guten, nachhaltigen Leben mit hohem Wohlbefinden zu befdahigen. So stellt die Partizipation von
Biirgerinnen und Biirgern ein wichtiges Element der demokratischen Kultur in Deutschland dar. Denn die aktive
Beteiligung an Entscheidungsprozessen fordert die Akzeptanz von politischen Entscheidungen und stirkt das

2 Eine Ubersicht iiber die MaBnahmen findet sich im Nationalen Aktionsplan BNE, S. 111 bis 113
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Vertrauen in politische Institutionen. Beispielsweise wurde die Erarbeitung der Strategie gegen Einsamkeit von
einem frithen, transparenten und breiten Beteiligungsprozess mit Engagierten, der Zivilgesellschaft, Verbédnden
und der Wissenschaft begleitet. Auch im Bereich der Bildung fiir nachhaltige Entwicklung ist die gesellschaftliche
Beteiligung ein hohes Gut. So hat vor der Verabschiedung des Nationalen Aktionsplan BNE unter Federfiihrung
des BMBF eine Online-Konsultation stattgefunden. Auf dem BNE-Portal ist ein Bericht?® verdffentlicht, der auf-
zeigt, wie die Ergebnisse in die Ausgestaltung des Aktionsplans eingeflossen sind.

Dariiber hinaus konnen Mallnahmen zielgerichteter und bedarfsgerechter ausgestaltet werden, wenn betroffene
Zielgruppen im Rahmen ihrer Konzipierung und Implementierung aktiv einbezogen werden. Exemplarisch ist der
Nationale Aktionsplan Kinder- und Jugendbeteiligung als Dialogprozess so angelegt, dass sich die Zielgruppe
direkt an Formaten beteiligt und ihre Empfehlungen fiir eine starke Kinder- und Jugendbeteiligung einbringen
kann. Zudem ist bei einer Forderung im Rahmen des Zukunftspakets die Einbeziehung junger Menschen in alle
relevanten Umsetzungsschritte des Vorhabens sicherzustellen. Lokale Zukunftsausschiisse, die mehrheitlich von
Kindern und Jugendlichen zu besetzen sind, entscheiden iiber die umzusetzenden Angebote. Auch wirken Men-
schen mit Behinderungen im Beirat der Bundesinitiative Barrierefreiheit mit. Aufgabe des Beirats ist es, die Bun-
desregierung bei der Planung und Umsetzung der Bundesinitiative zu beraten und Sachverstindige im Bereich
Barrierefreiheit zu benennen und anzuhéoren.

Auch im Bereich der Forschung verfolgt die Bundesregierung partizipative Ansitze. Zum Beispiel werden in der
zweiten, themenoffenen BMBF-Richtlinie zur Forderung von biirgerwissenschaftlichen Vorhaben (2020 bis
2024) u. a. Themen wie die Wohnqualitidt von Kindern und Jugendlichen in GroBwohnsiedlungen, gesellschaftli-
cher Zusammenhalt, Migrationsgeschichte in Ostdeutschland und die inklusivere Gestaltung von Citizen Science
beforscht. Auch wird im Rahmen der Forderrichtlinie ,,Interventionsstudien fiir gesunde und nachhaltige Lebens-
bedingungen und Lebensweisen* des BMBF explizit vorgegeben, dass partizipative Konzepte zum Einbezug der
jeweiligen Zielgruppen und relevanter Praxisakteure zur Anwendung kommen sollen. Die partizipativen Metho-
den werden auf den Untersuchungsgegenstand des jeweiligen Projekts angepasst und sind Teil der Begutachtung.
Die Einbeziehung von Biirgerinnen und Biirgern im Rahmen der geforderten Projekte wird auch in der Forder-
richtlinie zur gesundheitlichen Chancengleichheit durch gesunde Erndhrung und Bewegung im Rahmen der Eu-
ropdischen Partnerschaft ERA4Health vorgegeben. Dariiber hinaus fithrt das BMAS im Rahmen der Erstellung
des Siebten Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung einen Beteiligungsprozess unter dem Motto
»Armut?! Das geht uns alle an!* durch. Dieser beinhaltet eine Onlinebefragung, Beteiligungsforen und Fokus-
gruppen-Interviews. Im Rahmen der Strategie gegen Einsamkeit verfolgt auch das vom BMFSFJ geforderte Kom-
petenznetz Einsamkeit (KNE) einen partizipativen Ansatz bei seiner Forschung. Von Einsamkeit betroffene Men-
schen werden konkret an der Forschung beteiligt und nicht nur fiir oder iiber sie geforscht. Unter anderem wurde
mit der KNE-AG in diesem Zusammenhang ein Betroffenen-Gremium etabliert.

Im Sinne des lebensweltlichen Ansatzes bietet sich fiir die Erreichung insbesondere sozial benachteiligter Ziel-
gruppen zudem die Verfolgung von aufsuchenden Maflnahmen an. Entsprechende Mafinahmen zielen darauf ab,
die betroffenen Personengruppen lebensweltnah und niedrigschwellig zu erreichen. Mafinahmen im unmittelbaren
Lebensumfeld der Betroffenen sind zum Beispiel besonders geeignet, um eine Verminderung sozial bedingter
Ungleichheit von Gesundheitschancen zu erreichen. Die Praxisdatenbank des Kooperationsverbunds ,,Gesund-
heitliche Chancengleichheit” zeigt, dass viele engagierte Akteure entsprechende Ansitze an vielen Orten in
Deutschland bereits umsetzen. Auch verfolgen BMFSFJ und BMEL die Stirkung der Erndhrungskompetenz von
belasteten Familien im Rahmen der Frithen Hilfen. Die Frithen Hilfen begleiten belastete Familien mit Kindern
bis zu drei Jahren und unterstiitzen sie dabei, ihren Alltag im Sinne eines gesundheitsforderlichen Lebensstils zu
gestalten und die Beziehungs- und Erziehungskompetenzen von Eltern in diesem Zusammenhang zu stérken. Zu-
dem unterstiitzt das Stiddtebauforderungsprogramm ,,Sozialer Zusammenhalt des BMWSB in Gebieten mit be-
sonderen sozialen Herausforderungen die Vernetzung der kommunalen Verwaltung mit sozialen Triagern und
weiteren zivilgesellschaftlichen Gruppen im Quartier sowie die niedrigschwellige Ansprache von Bewohnerinnen
und Bewohnern iiber die Férderung von Quartiersmanagements. Einen lebensweltlichen Ansatz verfolgt auch das
ESF Plus Programm ,,Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier (BIWAQ)*“ des BMWSB. Es ergénzt die bauliche
Forderung in Gebieten des Stiddtebauférderungsprogramms Sozialer Zusammenhalt durch niedrigschwellige Pro-
jekte vor Ort in den Quartieren zur Integration Arbeitsloser in Arbeit und zur Stéirkung der lokalen Okonomie, die
dem Quartier zu Gute kommen und die lokale Identitét starken.

3 www.bne-portal.de


https://www.bne-portal.de/bne/shareddocs/downloads/files/ergebnisse-online-konsultation-m-nationalen-aktionsplan-bne_0.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Stellungnahme aus der Dialoggruppe

»Auch mit Blick auf die Unterstiitzung vulnerabler Gruppen bei der Transformation zur Nachhaltigkeit halten
wir eine zielgruppenspezifische Ansprache und Ausgestaltung fiir zentral.*

Kommissariat der Deutschen Bischofe

Wenn Uberschneidungen beziiglich der zu erreichenden Personengruppen bestehen, kann zudem eine verstirkte
themeniibergreifende und vernetzte Ansprache zielfithrend sein. Dabei sollten Synergien genutzt und eine mog-
lichst einheitliche Auflenkommunikation der Bundesregierung angestrebt werden. Ein entsprechender Ansatz
wird mit der Bundesinitiative Barrierefreiheit verfolgt, wobei die Ressorts einzelne Mallnahmen weiterhin in ihren
jeweiligen Zustandigkeitsbereichen und in eigener Verantwortung umsetzen.

Um die Teilhabe dlterer Menschen weiter zu verbessern, bedarf es zudem einer strategischen und programmati-
schen Zusammenarbeit des Bundes mit den Léndern und Kommunen, um eine nachhaltige, zielgruppenspezifi-
sche und bedarfsgerechte Altenhilfeplanung und —infrastruktur zu gestalten. Dies betrifft alle angesprochenen
Bereiche des Berichts wie die verbesserte Zusammenarbeit der verschiedenen Ressorts, den Auf- und Ausbau
praventiver Strukturen und von Angeboten in den Bereichen Beratung, Begegnung, Bildung und Engagement-
moglichkeiten fiir und mit dlteren Menschen.

. Einschldgige Indikatoren der DNS

Im Folgenden ist eine Ubersicht der DNS-Indikatoren zu finden, die fiir den Transformationsbereich ,,Menschli-
ches Wohlbefinden und Féahigkeiten, soziale Gerechtigkeit” von besonderer Relevanz sind. Beziiglich der unten
aufgeflihrten Indikatoren, bei denen bis 2030 eine wesentliche Zielverfehlung droht, wird auf den sogenannten
Off-Track-Indikatorenbericht verwiesen (Beschluss Staatssekretdrsausschuss fiir nachhaltige Entwicklung vom
3. Juli 2023), der fiir diese Indikatoren die weiteren Maflnahmen der Bundesregierung zur Erreichung der Ziele
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie darstellt.

Dariiber hinaus priift die Bundesregierung stets, wie sich die Indikatoren der DNS bedarfsgerecht weiterentwi-
ckeln lassen. Das gilt auch fiir den Transformationsbereich ,,Menschliches Wohlbefinden und Féahigkeiten, soziale
Gerechtigkeit™. So finden im Rahmen der Weiterentwicklung der DNS beziiglich einer mdglichen Anpassung des
Indikators 3.3. ,,Deutschlands Beitrag zur globalen Pandemieprivention und -reaktion* erste Diskussionen im
Ressortkreis statt. Fiir die Weiterentwicklung der DNS ist das BMBF ferner weiterhin im Austausch mit den
Landern, um den sogenannten ,,.BNE-Label-Indikator* zur Sichtbarmachung der Verankerung von BNE im Bil-
dungssystem vorzuschlagen. Auch wird innerhalb der Bundesregierung {iber die Einfiihrung eines neuen Indika-
tors ,,Weiterbildungsquote 25- bis 64-Jdhrige in den vergangenen 12 Monaten* sowie iiber die Anpassung der
Zielsetzungen der Indikatoren 8.5.a, b ,,Erwerbstétigenquote* diskutiert.
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Indikatoren
1.1.a,b Materielle Deprivation sowie erhebliche materielle Deprivation keine Bewertung mdoglich

3.1.a,b Vorzeitige Sterblichkeit &
v
3.1.c,d Raucherquote von Jugendlichen und Erwachsenen -.-
7/ 1 A
3.1.e  Adipositasquote von Kindern und Jugendlichen keine Bewertung moglich
3.1.f  Adipositasquote von Erwachsenen o
v
33 Beitrag Deutschlands zur globalen Pandemieprévention und -reaktion -.-
N
1
4.1.a  Frithe Schulabgingerinnen und Schulabgénger 9
v
4.1.b  Akademisch Qualifizierte und beruflich Héherqualifizierte —.-
N
1
4.2.a,b Ganztagsbetreuung fiir Kinder .
5.1.a  Verdienstabstand zwischen Frauen und Méannern .
v
8.5.a,b Erwerbstitigenquote _._
7/ 1 A
10.1 Auslandische Schulabsolventinnen und Schulabsolventen vy
10.2 Gini-Koeffizient des Einkommens nach Sozialtransfers keine Bewertung moglich
Legende/Status der Indikatoren
1
NP . e . .
- ._ Ziel wird erreicht bzw. nahezu erreicht Entwicklung in die rlchtlge.Rlchtung, aber Liicke von
P <N mehr als 20 Prozent verbleibt

1
_\"_ Entwicklung geht in die richtige Richtung, aber -
T2

“ Zielverfehlung zwischen 5 und 20 Prozent bleibt

Entwicklung in die falsche Richtung
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Quelle: Marianne Beisheim, SWP, Stellungnahme im Dialog Oktober 2020
(aktualisiert zu Off-track-Indikationen sowie mit Ergdnzung BReg. zu zentralen Mafinahmen im Transformationsbereich)
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Abkiirzungsverzeichnis

AA
AFBG
AMR
ARB
AvH
BAfoG
BAGFW
BAKS
BBiG
BDA
BMAS
BMBF
BMEL
BMFSFI
BMG
BMIJ
BMUV
BMZ
BNE
BZgA
bzw.
DAAD
DaF
DGB
DNS
DUK
DVV
ECW
EFFAL
ESF Plus
EU
FGZ

ff.

FTK
GAP
GeniAl
GEA
GDP
GPE

Auswirtiges Amt

Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz

Antimikrobielle Resistenzen

Armuts- und Reichtumsbericht

Alexander von Humboldt-Stiftung
Bundesausbildungsforderungsgesetz
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege
Bundesakademie fiir Sicherheitspolitik

Berufsbildungsgesetz

Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbande
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
Bundesministerium fiir Bildung und Forschung
Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Bundesministerium fiir Gesundheit

Bundesministerium der Justiz

Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz
Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
Bildung fiir nachhaltige Entwicklung

Bundeszentrale fiir gesundheitliche Aufklarung
beziehungsweise

Deutscher Akademischer Austauschdienst

Deutsch als Fremdsprache

Deutscher Gewerkschaftsbund

Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie

Deutsche UNESCO-Kommission

Deutscher Volkshochschul-Verband

Education Cannot Wait

Empower Future Female Afghan Leaders

Europdischer Sozialfonds Plus

Europiische Union

Forschungsinstitut Gesellschaftlicher Zusammenhalt
folgende Seiten

Future Teach Kit

Gesellschaftsauflenpolitik

Gesund leben im Alter

Girls® Education Accelerator

Bruttoinlandsprodukt (Gross Domestic Product)

Globale Bildungspartnerschaft (Global Partnership for Education)
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HDP Nexus Humanitarian-Development-Peace Nexus

HiAP Health in All Policies

HIOH Helmholtz Institut fiir One Health

HwO Handwerksordnung

IGV Internationale Gesundheitsvorschriften

INGE Modellprojekt ,,Integration im Gesundheitswesen*
INB International Negotiating Body

KiTa Kindertageseinrichtung

KNE Kompetenznetz Einsamkeit

LkSG Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz

Mio. Millionen

NAP Nationaler Aktionsplan

NP BNE Nationale Plattform ,,Bildung fiir nachhaltige Entwicklung*
NPP Nationaler Priaventionsplan

NOW Nationale Online-Weiterbildungsplattform

NWS Nationale Weiterbildungsstrategie

OGD Offentlicher Gesundheitsdienst

PBnE Parlamentarischer Beirat fiir nachhaltige Entwicklung
RENN Regionale Netzstellen Nachhaltigkeitsstrategien

RNE Rat fiir Nachhaltige Entwicklung

SDG Sustainable Development Goal

TT Transformationsteam

u. a. unter anderem

VENRO Verband Entwicklungspolitik und Humanitére Hilfe
VET Vocational Education and Training

VN Vereinte Nationen

WHO Weltgesundheitsorganisation (World Health Organisation)
wpn 2030 Wissenschaftsplattform Nachhaltigkeit 2030

z. B. zum Beispiel

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrae 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333



	Einführung 
	I. Menschliches Wohlbefinden und Fähigkeiten, soziale Gerechtigkeit 
	II. Die Arbeit des Transformationsteams 
	III. Zielsetzung und Struktur des Berichts 

	Kapitel A Herausforderungen und Hebel 
	I. Die soziale Dimension der Nachhaltigkeit 
	II. Herausforderung: Ungleichheiten 
	III. Herausforderung: Multiple Systemkrisen 
	IV. Implikationen für die Transformation zur Nachhaltigkeit 
	V. Hebel und Lösungsansätze 

	Kapitel B Maßnahmen und Vorhaben 
	I. Maßnahmen zur Stärkung der individuellen Ressourcen 
	1. Förderung gesunder und nachhaltiger Lebensweisen 
	2. Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten 
	3. Lebensweltspezifische Ansätze zur individuellen Befähigung 

	II. Maßnahmen zur Stärkung der institutionellen Ressourcen 
	1. Institutionelle Unterstützung von Kindern und Jugendlichen 
	2. Institutionelle Unterstützung von Menschen im erwerbsfähigen Alter 
	3. Institutionelle Unterstützung älterer Menschen 

	III. Maßnahmen zur Stärkung der gesellschaftlichen Ressourcen 
	1. Förderung nachhaltigen Konsums 
	2. Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
	3. Stärkung der Teilhabe und Beteiligungsmöglichkeiten junger Menschen 


	Kapitel C Neue Wege und Aktivitäten 
	I. Policy und Governance 
	1. Ressortübergreifende Zusammenarbeit intensivieren 
	2. Zukunftsstrategien und Innovationen 
	3. Stärkung nachhaltiger Aus- und Weiterbildung 
	4. Förderung der Teilhabe für alle 

	II. Einschlägige Indikatoren der DNS 

	Abkürzungsverzeichnis 



